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Neue Linke: Alles beim Alten?

NeuBegründung als Bruch nach vorn





	[image: ]
		

Der Schwerpunkt der ersten Ausgabe des Magazins prager frhling heit "Refound: NeuBegrndung". Unsere Autorinnen erklren was der "Bruch nach vorn" ist. Mit dabei Frigga Haug, Thomas Seibert, Hans Jrgen Urban, Daniela Dahn und Michel Friedmann.




editorial

Liebe Leserinnen und Leser,



wir sind gewarnt worden. Der Titel dieses Magazins sei „mutig“, führe zu falschen Zuordnungen, wecke unterschwellig Abwehr und Antipathie. Zugegeben: prager frühling ist nicht nur ein meteorologischer Verweis auf den Erscheinungsmonat Mai. prager frühling ist unser Verweis auf einen überfälligen Perspektivenwechsel — ökonomisch, demokratisch wie kulturell. Als im Jahr 1968 viele BürgerInnen der damaligen ČSSR, darunter auch viele erklärte KommunistInnen, versuchten, einen „Sozialismus mit menschlichem Antlitz“ zu schaffen, war der real existierende Sozialismus bereits — heute wissen wir das — gescheitert: in ökonomischer, humanistischer und politischdemokratischer Hinsicht, nicht zuletzt intellektuell und kulturell. Aus der Krise des Poststalinismus entstand eine vielfältige und lebendige linke Diskussion; im Osten wie in der Linken Westeuropas. Ihr Maßstab: Sozialismus mit Freiheit und Demokratie tatsächlich vereint, und zugleich eine kulturelle Befreiung. Der Prager Frühling markierte also den Bruch mit den archaischen Sozialismusvarianten der Arbeiterschließfächer mit angeschlossener Kleingartensparte und jahrelanger Wartezeit auf den Trabbi. Es war zugleich der Bruch mit einer paternalistischen Sozialismuskonzeption, die das Ziel der Umwerfung aller Unterdrückungsverhältnisse aufgegeben und statt dessen auf gedankliche Uniformen und kulturelle Rangabzeichen gesetzt hatte.
Wir, die Redaktion des prager frühling — und nicht nur wir — stehen auch heute für diesen Bruch. Die Linke in der BRD hat in den letzten drei Jahren enorm viel erreicht. Die endgültige Marginalisierung aller Gedanken, die nicht dem Markt, dem Recht des Stärkeren und der Natur der Ungleichheit ewige Gültigkeit zusprechen, konnte vorläufig abgewendet werden. Doch Zeit zum gemütlichen Einrichten wird und soll es nicht geben. Was jetzt ansteht ist eine Neubegründung linker Politik. Sie braucht mehr als eine organisatorische Zusammenführung und rechnerische Mehrheiten in Parlamenten. Notwendig ist ein gemeinsames Projekt der gesellschaftlichen Linken, um auf Hegemonieverhältnisse Einfluss zu nehmen. In prager frühling soll deshalb kritische Theorie und Praxis zu Wort kommen. Jede Wahrheit ist gezwungen, den radikalen Widerspruch aktiv auszuhalten, und jede Selbstverständlichkeit die radikale Kritik: Deshalb ist mit prager frühling Stalinismus, bornierter Avantgardismus und Strickjäckchenspießertum nicht zu machen. Als sozialistisches Magazin wollen wir ein Quentchen dazu beitragen, dass Sozialismus wieder in den Köpfen und Herzen der Menschen mit Frühlingsblumen statt mit dem Aschgrau der WBS70-Wohnblockreihen oder den machtlosen Ritualen längst vergangener Zeiten verknüpft wird. Statt phraseologischer Überlegenheit linker Politik setzen wir auf ökonomische, demokratische und kulturelle Überlegenheit. Wir wünschen die Ablösung des staubtrockenen Parteichinesisch durch tausend blühende Blumen- und Partykulturen herbei. Wir haben uns mit prager frühling also viel vorgenommen. Ihr seid jetzt ebenfalls gewarnt. 
Eure Redaktion



sag mir, wie hälst du es mit ... dem prager frühling

Personen aus Politik, Wissenschaft und Kultur antworten



Anja, radikale Linke


Der Prager Frühling brach auch mit antisemitischen Politiken der 50er Jahre. Diese gipfelten in den Slansky-Prozessen, gefolgt von einer Kette von Schauprozessen. Überwiegend jüdische KommunistInnen wurden der zionistisch-staatsfeindlichen Verschwörung angeklagt, 233 verhängte Todesurteile, 178 hingerichtete Menschen, Zehntausende weggesperrt in Gefängnissen oder Arbeitslagern.

Die Reform-Bewegung des Prager Frühlings rehabilitierte viele ehemalige Inhaftierte und viele jüdische KommunistInnen brachten diese Bewegung mit hervor. Diese Veränderung brach mit der Invasion jäh ab. 1968 folgten Parteiausschlüsse, Berufs- und Schreibverbote. 6.000 Juden, ein Drittel der 18.000 jüdischen Gemeindemitglieder, verließen daraufhin das Land.


Franziska Drohsel, Juso-Vorsitzende


Ein „Sozialismus mit menschlichem Antlitz“ war das Programm des „Prager Frühlings“. Der Sozialismus mit seinen Grundwerten Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität hat nicht nur ein menschliches Antlitz, sondern ist die Idee einer menschlichen Gesellschaft. Der Weg zu einer Gesellschaft der Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität ist schwierig und komplex. Die SPD kämpft deshalb für den „demokratischen Sozialismus“. Die Lehre für mich aus diesen Begrifflichkeiten: Für den Sozialismus als menschliche und demokratische politische Idee offensiv zu kämpfen!


Bodo Ramelow, Wahlkampfleiter


Ich war gerade zwölf und meine Interessen bezogen sich darauf, Baumhütten zu bauen. Da sah ich im Fernsehen die Bilder vom Wenzelsplatz. Dort standen Panzer, Tonnen von zerstörerischem Stahl, gegen einfache Menschen, die ihr Land verändern wollten. In meinem Freundeskreis gab es später einige Diskussionen über mögliche positive Entwicklungen innerhalb sozialistischer Staaten. Oft lief es auf die Frage hinaus, ob die Versorgung mit Kaffeemaschinen und Bananen ein Wert an sich sei oder nur kapitalistische Perversion mit Ausbeutungscharakter. Diese Debatten endeten immer an einem Punkt: Warum marschierten fremde Truppen in der Tschechoslowakei ein? Warum wurde eine solche Entwicklung niedergewalzt?

Diese Fragen zwingen uns zur ständigen Selbstreflexion. Prag war der Punkt, an dem unwiderruflich klar wurde, dass Gewalt aus Ohnmacht kommt und auch nur Ohnmacht hinterlässt. Gewalt kann keine Veränderung gebären, nur Verzweiflung. Die Hoffnung auf einen demokratischen Sozialismus, die Hoffnung auf ein Wirtschaftssystem, in dem Menschen sich frei entfalten können, ist immer verbunden mit dem Anspruch auf Demokratie im Sinne von Teilhabe und Selbstbestimmung.


Lothar Bisky, Vorsitzender


Hoffnung. Der Prager Frühling war für mich vor allem Radio Prag. Dieser Sender trug die Nachricht vom Sozialismus mit menschlichem Antlitz auch nach Leipzig. Das waren Zeiten lebendiger nächtlicher Diskussionen. Stell Dir vor, es ist Sozialismus und die Menschen mögen ihn! Demokratischer Sozialismus - geht das schon? Ich werfe mir vor, mich damals in wissenschaftliche Arbeit gestürzt zu haben, statt politisch konsequent zu folgern. Die Hoffnung aus Prag wurde neu entflammt mit dem Sieg Salvador Allendes. Seine Ermordung war nur scheinbar ihre Beerdigung. Hoffnungen, einmal geweckt, leben zäh weiter.


Ellen Brombacher, kommunistische Plattform


Im März 1968 drangen amerikanische Soldaten in das vietnamesische Dorf My Lai ein. Sie vergewaltigten Frauen und erschossen fast alle Bewohner, 503 Zivilisten. Der Vietnamkrieg forderte über eine Million Opfer.

Nein – keine Ablenkung! Nur der Verweis, dass die 68er Ereignisse in der CSSR nicht im luftleeren Raum stattfanden. Im Juli ’68 äußerte Vasil Bilak zur Lage im Land: „Es wird ein ungeheurer Druck auf die öffentliche Meinung ausgeübt. Wer anders auftritt, als diese vorgibt, wird (…) verleumdet. (…) Wer nachdenklich ist, wer abwägt, wer Worte und Wirklichkeit kritisch prüft, ist ein Reaktionär und wird als solcher geächtet. Kaum einer wagt bei uns noch zu sagen, dass sich zwei Welten gegenüber stehen – die kapitalistische und die sozialistische und dass uns das etwas angeht. Klassenkampf? Gibt es nicht.“

Es gab ihn. Es gibt ihn. Geschichtsdebatten sind Teil dessen. Es lohnt, Bilaks Buch über den „Prager Frühling“ aus der Sicht eines Beteiligten“ (Verlag „edition Ost“) zu lesen.


Julia Seeliger, grüne Parteirätin


Prager Frühling, das ist für mich "Die unerträgliche Leichtigkeit des Seins". Die literarische Annäherung an das 68 der Tschechoslowakei: viel Liebe, viel Sex, viel Leid. Den Prager Frühling habe ich nicht selbst miterlebt, nicht in den Nachrichten gesehen. Mein Weltbild brach nicht mit der "Wende" zusammen, so wie es vielen in der BRD ging.

Im Prager Frühling haben viele für einen Sozialismus demonstriert, der den Menschen in den Mittelpunkt stellt. Dem nähern wir uns heute von der anderen Seite: Der Neoliberalismus hat ausgedient! Anfang des Jahrtausends wurde noch privatisiert, was das Zeug hält – heute ist der Diskurs weiter, eine neue, emanzipatorische Linke formiert sich. Während zahlreiche alte Linke in Antiamerikanismus baden oder Solidarität nur im Nationalen denken wollen, steht für unsere Generation fest: Solidarität kann nur international sein, Mensch ist Mensch, egal ob in New York, Nairobi oder Pjöngjang! Die Reformer in den Zeiten des Prager Frühlings haben es erkannt: Wirtschaft muss demokratisch sein, möglichst dezentral und hierarchiearm. Die Botschaft des Prager Frühlings ist heute aktuell wie damals: Der Mensch gehört in den Mittelpunkt!






Ulrich Maurer, Westbeauftragter


Die von der tschechischen KP seinerzeit vorgesehenen Reformen stellen einen Markstein in der Geschichte des Sozialismus dar. Der Versuch der Etablierung eines wirklichen Rechtsstaats, der Abkehr von der Kommandowirtschaft, der Zulassung autonomer Gewerkschaften und der Zulassung öffentlicher Kritik durch Abschaffung der Pressezensur und Errichtung eines pluralistischen Mehrparteiensystems war ein Projekt, das bis heute epochale Bedeutung hat. Mir persönlich hat - in Verbindung mit der so genannten 68er Bewegung - der Prager Frühling entscheidende Impulse gegeben für den Kampf für einen demokratisch verfassten emanzipatorischen Sozialismus.


Lucy Redler, SAV-Aktivistin


1968 steht für mich heute für Internationalismus, Antikapitalismus und Selbstaktivität. In Ost wie West ging es um den Kampf für Sozialismus: Während in Frankreich die Abschaffung des Kapitalismus zum Greifen nah war, eröffnete der Prager Frühling die Möglichkeit für eine Massenbewegung von unten gegen Pressezensur, für Versammlungsfreiheit und für eine sozialistische Demokratie statt stalinistischer Bürokratie. Aus meiner Sicht ist im Osten nicht der Sozialismus, sondern der Stalinismus gescheitert. Die Bewegung von 1968 macht auch heute Mut, für eine grundlegende Alternative zum Kapitalismus zu kämpfen.


Lady Ray, Rapperin


Tschechische Schülerinnen, die leicht bekleidet über Prager Wiesen laufen, mit Gänseblümchen im Haar... Wie beim Schulmädchenreport? Nein, natürlich nicht. Aber der Prager Frühling ist fast genauso schön wie meine Assoziation: Er hat etwas mit den Freiheiten des Menschen zu tun, mit Demokratisierung und mit einer „Vermenschlichung“ des Sozialismus, verbunden mit einer sich entwickelnden kritischen Öffentlichkeit. Das klingt doch alles total positiv, dieser Frühling wäre auch für die heutige Zeit ideal. Auch wenn es genau 40 Jahre her ist. Der Prager Frühling ist voll cool.

Daran sollte sich unsere Gesellschaft ein Beispiel nehmen. Die Meinungsfreiheit – damals langsam eingeführt und jetzt wieder vergessen? Man muss nicht den Prager Frühling erlebt haben, um zu wissen, dass ein Mensch frei sagen sollte, was er/sie denkt. Unsere deutsche Gesellschaft ist nicht so „demokratisiert“ und frei, wie wir alle denken und glauben zu sein! Und gerade Menschen wie ich, die ihre Meinung laut aussprechen und dafür auch die Konsequenzen tragen, die feiern den „Prager Frühling“ (vor allem diese Zeitschrift!) als wäre es der Istanbuler Spätsommer. Und dieses Mal soll er nie vergehen. Revolution, Baby!


Jussi Saramo, Vorsitzender Vanu


Der Prager Frühling löste eine Spaltung der finnischen Linken aus. Seit dem zweiten Weltkrieg vereinigte das Demokratische Bündnis des finnischen Volkes KommunistInnen und SozialistInnen zu einer der stärksten politischen Kräfte Finnlands. Viele finnische KommunistInnen waren aus der Sowjetunion geflohen und es war präsent, was ihnen unter Stalin widerfahren war. Es überraschte also nicht, dass finnische KommunistInnen den Ansatz des Prager Frühlings unterstützen und die Besatzung verurteilten. Diese offizielle Position des Demokratischen Bündnisses des finnischen Volkes befriedigte jedoch nicht alle. Das Bündnis spaltete sich in zwei Fraktionen. Die Minderheit unterstützte die sowjetische Politik, die Mehrheit verhielt sich kritisch. Fast 20 Jahre lang gab es heftige Auseinandersetzung innerhalb der Partei, bis die Minderheit 1985 ihre eigene Partei gründete. 1990 wurden alle alten Strukturen aufgelöst und das Linksbündnis Vasemmistoliitto gegründet. Glücklicherweise zwang die jüngere Generation die Partei nach vorne zu sehen und macht sie so für junge Menschen zunehmend attraktiver.


Julia Bonk, Bildungspolitikerin


Die Niederschlagung der Bewegung des Prager Frühlings ist ein Sündenfall in der Geschichte der Idee des Sozialismus. Der Einmarsch der „Warschauer Fünf“ kennzeichnet die restriktive Härte, mit der die sowjetische Staats- und Parteibürokratie ihre Vorstellung vom Weg zum Sozialismus umsetzte – und dabei Idee und Prinzip der Demokratie von Grund auf negierte. Vielleicht war dieser Frühling mit Debatten in Kultur, Politik und Wissenschaft die letzte Chance vor dem Systemwechsel, dass SozialistInnen einen Gesellschaftsentwurf in Vereinbarung von Gleichheit und Vielfalt umsetzen wollten: Wie spannend wäre es, die Fortsetzung dieser Entwicklung zu kennen. Diese aber konnte der Kommunismus sowjetischen Typs nicht zulassen. In der Verkennung politischer und persönlicher Freiheiten liegt der Bruch des Sozialismus mit der Demokratie. Hier liegt für mich der Grund, warum wir mit der Neugründung der PDS und als Linke heute mit der staatssozialistischen Umsetzung der Idee des Sozialismus gebrochen haben und uns positiv auf Gesellschaftsbewegungen zur Demokratisierung beziehen sollten.


Oskar Lafontaine, Vorsitzender


Ich halte es mit Milan Kundera. Kundera, der als einer der Hauptakteure des „Prager Frühlings“ seine Dozentur verlor und dessen Bücher aus allen öffentlichen Bibliotheken entfernt wurden, hat dennoch auf die internationale Bedeutung eines Sozialismus mit menschlichem Antlitz vor allem auch für die westlichen Länder hingewiesen. In seinem im Dezember 1968 veröffentlichten Artikel „Tschechisches Los“ verweist er darauf, dass die Tschechoslowaken der ganzen Welt gezeigt hätten, was für „unermessliche demokratische Möglichkeiten in der Ordnung des sozialistischen Gesellschaftsprojektes“ verborgen lägen.


Peter Brandt, Historiker


Der als „Prager Frühling“ bekannt gewordene geistige und politische Aufbruch in der Tschechoslowakei während der ersten acht Monate des Jahres 1968 war der aussichtsreichste Versuch einer grundlegenden Demokratisierung des sowjetkommunistischen Systems in der Nachkriegszeit – hin zu einem Sozialismus, der diesen Namen verdient. Die Reformfraktion in der KP, die Künstler und Künstlerinnen, die Intellektuellen sowie die breiten Volksmassen, und nicht zuletzt – mit gewisser Verzögerung – die Arbeiter, wirkten dabei in insgesamt konstruktiver und Gesellschaft mobilisierender Weise zusammen und aufeinander ein. Wenn es heißt, das Experiment des Prager Frühlings sei gescheitert, dann ist das unzutreffend. (Auch wenn niemand mit Sicherheit sagen kann, wie sich die Dinge weiterentwickelt hätten.) Der „Sozialismus mit menschlichem Antlitz“ wurde vielmehr von außen gewaltsam gestoppt. Das war die eigentliche „Konterrevolution“ in der ČSSR am Ende der 60er Jahre.

Die tschechoslowakische Demokratisierungsbewegung, begleitet von Unruhen in Polen und Jugoslawien, fügte sich ein in ein ganzes Tableau revolutionärer Ereignisse und fundamental-oppositioneller Anstöße auf internationaler Ebene: von der großen Têt-Offensive der nordvietnamesischen und FNL-Streitkräfte, die den Rückzug der USA aus Südostasien einleitete, über den Pariser Mai mit dem französischen Generalstreik, die Verbreiterung und Radikalisierung der Bewegung der Schwarzen und der Antikriegsproteste in Nordamerika bis zur weltweiten Studentenrevolte. Ich habe damals den Prager Frühling als große Ermutigung und Unterstützung der Linken in der kapitalistischen Welt empfunden und würde heute nicht anders urteilen.


Dagmar Enkelmann, Fraktionsgeschäftsführerin


1968 gab es nicht nur im Westen. Im Gegensatz zu den jungen, kapitalismusfrustrierten und revolutionshungrigen Studierenden im Westen formierte sich in Prag eine generationsübergreifende Reformbewegung. Tausende Menschen zeigten mit ihrem Denken und Handeln, dass ein Sozialismus nicht ohne Demokratie und Transparenz möglich ist. Sie haben sich dafür stark gemacht, dem sozialistischen Alltag in der Tschechoslowakei wieder ein menschliches Antlitz zu geben. Bedenklich für die gesamte Geschichte des Realsozialismus ist allerdings, dass dieser Erneuerungsbewegung kein Raum gegeben und die junge Pflanze eines demokratischen Reformsozialismus mit Gewalt zertreten wurde.



vom bruch nach vorne

Die Redaktion im Gespräch über die NeuBegründung der LINKEN
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	Jrg Schindler arbeitet als Rechtsanwalt in Wittenberg und Berlin. Er ist Ortsvorsitzender der Wittenberger LINKEN und Mitglied des Kreistages.
	

 Jrg Schindler: Mal ganz ehrlich: Die Etablierung der LINKEN kann nicht ber ihre Ratlosigkeit hinwegtuschen. Linke Politik ist heute ein groes Irgendwie: Irgendwie mehr soziale Gerechtigkeit und Demokratie, irgendwie Frieden, keine Nazis, keine Studiengebhren. Aber Patchwork ist kein Programm. Eine halbwegs kohrente und belastbare Strategie haben wir bisher nicht zu bieten. Ein starker ffentlicher Sektor ist zum Beispiel unser Ansatz. Aber soll der ffentliche Sektor betriebswirtschaftlich effizient sein oder anderenfalls Beschftigte entlassen? Oder will die Linke Ware, Wert und Markt abschaffen? Wenn nicht, wie soll durch bloe stndige Reichtumsumverteilung Kapitalismus berwunden werden?
Widersprche treiben bekanntlich die Geschichte voran. Ich wnsche mir, dass aus dem widersprchlichen Irgendwie ein solcher Widerspruch wird. Die linke NeuBegrndung steht noch an. Das setzt voraus, dass man das, was man in diesen linken Kessel Buntes eingebracht zu haben meint, nicht nur hinberrettet, sondern fragt: Wie trug die eigene Politik zur knapp abgewendeten totalen Marginalisierung der Linken bei? 

	[image: ]
	Katja Kipping ist stellvertretende Vorsitzende der LINKEN und Bundestags- abgeordnete. Im Bundestag wirkt sie vor allem als sozialpolitische Sprecherin der Linksfraktion.
	

Katja Kipping: Mich strt nicht die Ratlosigkeit, sondern die Verdrngung von Fragen. Problematisch ist doch eher, dass fast alle so weiter machen wie bisher. So im Laufschritt lsst sich womglich eine organisatorische Neugrndung vollziehen. Aber eine inhaltliche NeuBegrndung setzt die Bereitschaft voraus, sich auch unbequemen Fragen zu stellen. Schlielich gehrt nicht zuletzt das eigene Wirken in der Vergangenheit auf den Prfstand. Womglich hat man selber mit seinem Agieren dazu beigetragen, dass der Neoliberalismus solch einen Siegeszug starten konnte. Und sei es durch Unterlassungssnden.
Es muss ja keine Ratlosigkeit sein, aber das Eingestndnis von offenen Fragen. Von Fragen, die zum Ausgangspunkt fr eine Suche werden knnten. Die richtigen Fragen zu stellen, knnte uns intellektuell und in den hegemonialen Auseinandersetzungen weiterbringen. Preguntando caminamos  Fragend schreiten wir voran! sagen die Zapatistas. Die globalisierungskritische Bewegung in Italien hat diesen Slogan aufgegriffen. Hier kann die LINKE von der Bewegung lernen. 
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	Kolja Mller ist im Bundesvorstand des Studierenden- verbandes Die Linke.SDS und Kreistags- abgeordneter im Main-Taunus-Kreis.
	

Kolja Mller: Es wre doch fr die LINKE erst mal geboten, bestimmte gesellschaftliche Vernderungen der letzten Jahre aufzuarbeiten: Ich denke da an die Vernderung der Klassenverhltnisse und an den Strukturwandel in der Politik. Das Weiter so! hat einen unglaublich voluntaristischen Zug: Durch die Lautstrke allein, mit der wir unsere Positionen vortragen, ndern sich gesellschaftliche Hegemonien noch nicht. Man wird vielleicht den elektoralen Einfluss ausweiten und Ressourcen binden, bleibt aber im Ghetto und verndert nichts. Was wir brauchen ist ein grober Umriss davon, wie ein Bruch nach vorne mit dem Neoliberalismus aussehen knnte.
Schlielich gilt es, die bestehenden Machtverhltnisse herauszufordern. Anknpfungspunkte dafr gibt es: Die Diskussion um die Zusammenarbeit zwischen sogenannter sozialer und kultureller Linker und um gesellschaftsverndernde Strategien, auch im Umfeld von Michael Hardts und Toni Negris Multitudekonzept, gehren fr mich dazu. Ebenso wie Vorschlge fr eine linkskeynesianische Wirtschaftspolitik in der EU. Zudem spielen weiche politische Techniken, zum Beispiel ber Expertise, Problemproduktion, Kampagnenpolitik, kluger Umgang mit den Medien usw., eine immer grere Rolle. Insofern herrscht bei uns auch eine strategische Ratlosigkeit. Wie die neue linke Partei mit den gegenwrtigen gesellschaftlichen Entwicklungstendenzen berhaupt umgehen soll, ist grundstzlich offen. Der erste Schritt wre also Aufarbeitung und Vernderungsbereitschaft. Dabei fallen uns sicherlich einige Fragen ein. 
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	Lena Kreck ist Juristin und befindet sich derzeit im Abschluss des Aufbaustudiengangs Medizin-Ethik-Recht an der MLU Halle.
	

Lena Kreck: Aber was heit das eigentlich konkret? Die Fragen sind das eine, im Ergebnis kommt es ja wohl auf die Antworten an. Und dabei ist eine Schwierigkeit zu bewltigen, die sich jenseits der inhaltlichen Auseinandersetzung bewegt. Wenn man die Linke neubegrnden mchte, dann muss das auch nachvollzogen werden. Wer die Diskussion vorantreibt, muss sich darber im Klaren sein, dass sie nicht umfassend rezipiert wird  nicht innerhalb der LINKEN und schon gar nicht, nimmt man mal die akademische Szene aus, auerhalb von ihr.
Ich mchte deshalb die Diskussion um die Aufgabe der LINKEN zustzlich auf den Plan rufen. Ich behaupte, die Aufgabe der neuen LINKEN ist es, ein wahrnehmbares Gegengewicht in einer gesellschaftlichen Stimmung zu sein, die vor Sachzwang, Schauervisionen und erhobenen Zeigefingern nur so trieft. Gegengewicht bedeutet dabei nicht, sich aufs Neinsagen zu beschrnken, sondern beinhaltet ebenso einen gestalterischen Anspruch. Aber auch mir ist klar, dass die Gegengewichtsnummer nicht alles sein kann. Deshalb habt ihr natrlich Recht, wenn ihr bemngelt, dass die programmatische Entwicklung und die politische Strategie hinter unseren Ansprchen zurck bleibt. 
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	Norbert Schepers ist Politikwissen- schaftler, Vorsitzender der Rosa-Luxemburg- Stiftung Bremen und Sprecher des Stiftungsrates der RLS.
	

Norbert Schepers: Ich bin skeptisch, dass es mglich wre, fr die LINKEN DAS Programm und DIE Strategie zu entwickeln, hinter welchen sich alle versammeln knnen. Eine moderne politische Organisation zu sein heit doch, Ambivalenzen auch in grundstzlichen Fragen aushalten zu knnen. Aufgrund der politisch-kulturellen Unterschiede in der Mitgliedschaft und unter den verschiedenen Milieus der WhlerInnen kann eine vereinheitlichende Beantwortung der Widersprche nicht produktiv sein. In diesem Sinne sehe ich die offenen Fragen am Schluss der Programmatischen Eckpunkte als wegweisend an.
Tatschlich hat DIE LINKE im aktuellen Parteiensystem die Funktion einer Protestpartei: Da ist es in einigen Auseinandersetzungen richtig und ausreichend, erst mal Nein zu sagen. Gleichzeitig ist auch klar: Das reicht auf Dauer nicht. Schon zwischen den Bundeslndern gibt es erhebliche Unterschiede. Hier ist die Frage nach unserer Funktion jeweils regional durchzudeklinieren. Dafr braucht es aber nicht nur die konkreten Konzepte, sondern auch weitergehende Perspektiven. Sonst bleibt das Projekt vor lauter Alltagstauglichkeit mal wieder im Pragmatismus stecken. Wir brauchen strategische Projekte, die in der Lage sind, den kurzfristigen Protest und die langfristige Gesellschaftsvernderung in der politischen Praxis zusammen zu bringen. Das gilt auch fr die Frage, was nach dem absehbaren Ende der Rolle als Protestpartei die historische Aufgabe der LINKEN ist. 
Kolja Mller: Noch mal zu Lena: Wichtig scheint mir zu sein, genau diese beiden Punkte eben nicht gegeneinander auszuspielen: Hegemoniepolitik braucht natrlich Verankerung oder Erdung, aber sie braucht genauso die Diskussion um die Inhalte. Ich sehe die Aufgabe unseres Magazins brigens genau an dieser Schnittstelle. 
Lena Kreck: Kolja, mir ging es tatschlich nicht darum, diese Punkte gegeneinander auszuspielen. Es war viel mehr der Fingerzeig auf die Schwierigkeit, auf der einen Seite die Partei fortzuentwickeln und auf der anderen Seite Menschen tatschlich mitzunehmen und zu begeistern. 
Katja Kipping: Meine Erfahrung im Bereich Hartz IV ist auch, dass diese beiden Ansprche eben kein Widerspruch sein mssen. In der Zusammenarbeit mit Erwerbsloseninitiativen habe ich erlebt, dass diese sehr wohl kurzfristige Ziele mit der langfristigen Perspektive verbinden. Natrlich bedarf es des klaren Protestes  la Hartz IV muss weg!. Gerade dieser Kampf kann nur erfolgreich sein, wenn wir Strategien zur Zukunft sozialer Sicherung entwickeln, die ber reine Abwehrkmpfe hinausgehen. 
Genau hier ist die neue LINKE in der Bringschuld. Sie muss nun diskutieren, wie die neue soziale Idee aussehen soll. Ich werbe dabei fr das Leitbild des demokratischen Sozialstaates. Dieses meint: Soziale Sicherung heute hat vor allem die Aufgabe, Teilhabe an Demokratie zu ermglichen. Alle mssen sich die Fahrt zur Demo und die Tageszeitung leisten knnen  und das unabhngig vom Erwerbsstatus. Die Idee des demokratischen Sozialstaates grndet auf einer einfachen Erkenntnis: Die soziale Integration differenzierter Gesellschaften hat ihren Preis. Dieser ist hoch. Er ist aber notwendig, wenn wir die Demokratie mit Leben fllen wollen. Der demokratische Sozialstaat ist also Ausdruck und Garant der Zugehrigkeit aller Brgerinnen und Brger zur demokratischen Gesellschaft. 
Jrg Schindler: Lena hat ja gefragt, was linke Politik heute konkret heit, und Katja hat mit dem demokratischen Sozialstaat geantwortet. Ich mchte hinzufgen: Ein linkes Programm muss gegenber dem Marktradikalismus attraktiv und berlegen wirken. Auch vor 10 Jahren hat die PDS ungefhr dasselbe erzhlt, was die LINKE heute sozialpolitisch vertritt. Nur wollte das damals  im berschwang der neuen Freiheit, seines eigenen Glckes Schmied zu sein  niemand hren. Heute ist das anders. Deshalb, mit Clinton: Its the economy, stupid!: Wir brauchen einen demokratischen Sozialstaat, wir brauchen aber auch ein Bild, wie das Soziale attraktiv produziert wird, also einen demokratischen Produktionsstaat.
Anstze einer solchen Wirtschaftsdemokratie knnten etwa regionale Wirtschaftsrte mit Kompetenzen und ffentlichen Geldern sein. Dort fnde wirtschaftliche Rahmenplanung statt. Dort knnten Strukturentwicklungsideen fr Unternehmen, gerade fr solche in der Hand von Gemeinde, Kreis oder Land, entwickelt und Gelder zur Verfgung gestellt werden. VertreterInnen der Belegschaften wrden sich in diesen Rten bei bestimmten Innovationen und Investitionen absprechen. Also Kooperation statt Konkurrenz. 
Katja Kipping: Du sprichst mir aus dem Herzen: Linke Wirtschaftspolitik kommt nicht an der Eigentumsfrage vorbei. Nur dass die Antwort darauf nicht kalte Enteignung und Verstaatlichung heien sollte. Vielmehr brauchen wir einen Prozess gesellschaftlicher Aneignung der Verfgungsgewalt ber die Produktionsmittel. Deine Vorschlge, Jrg, wrde ich als mgliche Schritte in diesem Prozess betrachten. Neben diesen Formen der Wirtschaftsdemokratie gehrt fr mich auch die Frderung der verschiedenen Formen Solidarischer konomie, wie Genossenschaften oder Kommunen sowie die Re-Kommunalisierung der ffentlichen Daseinsvorsorge dazu. Im Fall der Stromnetze kann auch eine Verstaatlichung Sinn machen. 
Jrg Schindler: Wichtig ist mir noch: Wir brauchen konkret nachvollziehbare und verlockende Vorschlge. Bisher hat linke Politik mir zuviel mit Verzicht und Gutmenschentum, dagegen noch zuwenig mit Attraktivitt im Alltag ohne Verrenkungen zu tun. 
Kolja Mller: Ob das Ding attraktiver wird, wenn man es Produktionsstaat nennt, wei ich nicht. In jedem Fall sollte man die Zusammenhnge zwischen den Politikfeldern besser herausarbeiten: Eine egalitre Verteilungspolitik reicht nicht aus, es muss demokratisch produziert werden. hnliches gilt brigens auch in der Grundrechts- und Demokratiepolitik: Die Linke muss die Gefahr des autoritren Sicherheitsstaat strker zum Thema machen und sich fr einen Ausbau der Grund- und Freiheitsrechte einsetzen. Und sie tte gut daran, das ganze formelhafte Orakeln ber Hher- oder Nachrangigkeiten von politischen und sozialen Rechten schnell einzustellen. Die neue Linke ist fr Selbstbestimmung und Freiheit oder sie ist nicht links. Im brigen tauchen soziale und politische Rechte in der Realitt, wenn berhaupt, dann eher im Doppelpack auf. Zusammenhnge herstellen gilt auch hier: Dort wo es bessere politische Mitbestimmungsmglichkeiten und mehr Freiheitsrechte gibt, steht es auch um die sozialen Rechte besser  der skandinavische Wohlfahrtsstaat lsst gren. 
Norbert Schepers: Noch mal zu Jrg: Ich bin mir nicht so sicher, ob Attraktivitt allein ber den Beweis einer Alltagstauglichkeit unserer Konzepte zu erreichen ist. Ein anderer Faktor ist die kulturelle Pluralitt. Das mag sich fr manche wie postmoderne Beliebigkeit anhren, es geht dabei allerdings um etwas Wesentliches: Ich habe zuvor gesagt, dass wir die Funktion einer Protestpartei haben. Tatschlich werden in der LINKEN auch die Menschen aktiv, die durch die rot-grnen Reformen verloren haben. Wenn wir uns aber unsere Wahlergebnisse im Westen anschauen, sehen wir, dass wir auch dort berdurchschnittlich gewhlt werden, wo nicht vorrangig die so genannten ProtestwhlerInnen vermutet werden: in innerstdtischen Wohnvierteln mit hoher formaler Bildung. Dort sind nun gerade auch die Milieus, die zugleich hohen Wert auf individuelle Freiheiten und demokratische Beteiligung ebenso wie auf eine solidarische Gesellschaft legen. Die Attraktivitt einer linken Partei wird von ihrer Fhigkeit abhngen, Projekte zu entwickeln, die den ausdifferenzierten Lebenswirklichkeiten und den sehr unterschiedlichen Milieus gerecht werden. 
Lena Kreck: Also fassen wir zusammen. Erstens: Es braucht den Willen neben dem politischen Alltagsgeschft innezuhalten, um Perspektiven, Programmatik, Strategien linker Politik zu diskutieren und zu entwickeln. Fr die inhaltliche NeuBegrndung schlagen wir zweitens unter anderem das Leitbild des demokratischen Sozialstaats und die Demokratisierung der Wirtschaft vor. Wir sollten uns zudem nicht auf die Debatte ber ein mgliches Rangverhltnis zwischen politischen und sozialen Rechten einlassen. Drittens: Am Reibrett ist noch keine attraktive Partei entstanden. Nur anknpfend an den ausdifferenzierten Lebensrealitten kann sich eine lebhafte, plurale Partei herausbilden.





nicht wie das veilchen im moose...

Sieben Thesen für ein feministisches Profil der LINKEN

Frigga Haug
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Auf dem Grndungsparteitag der Partei DIE LINKE fragte mich eine Journalistin, ob es nicht ein Widerspruch sei, dass ich als Feministin in diese Mnnerpartei eingetreten sei? Um dies zu ndern, antwortete ich in Aufbruchsstimmung. Dafr einige Vorschlge:
Bertolt Brecht schrieb als Vorschlag fr eine kommunistische Partei an der Regierung, was die freie Diskussion blockiere oder hindere, sei, dass die Leitung als Exekutive die Massen ber ihre Interessen aufklre, weil nmlich die Interessen der Massen divergieren, zum Beispiel haben Arbeitslose andere als Arbeitsplatzbesitzer. Damit solche Gegenstze die Organisation nicht spalten, ist Operieren knnen mit Antinomien ntig. * 
Nehmen wir den Ball auf und empfehlen: Widersprche aufzusuchen gehrt zum politischen Einmaleins. Im besonderen Fall von Frauenpolitik zum Beispiel den, dass es in dieser Partei eine offen ausgesprochene und sicher von dem meisten auch geteilte Bereitwilligkeit gibt, sich fr Gleichstellung einzusetzen. Solches wird bis ins Programm hinein geuert, ohne dass sich praktisch genug ndert, und vor allem ohne dass Frauen das so erfahren. Dem Sturm und Drang, alles besser und anders zu machen auch in Sachen Frauen, folgte eine allgemeine diffuse Lhmung und auch Langeweile, wenn es konkret werden soll. Es ist ja doch so, dass Frauenthemen weniger wichtig sind als die anderen groen Fragen. Dies nicht zu sehen wre Heuchelei.
 

Quote als Weg
Nehmen wir als einen Widerspruch die Quote. Man ist dafr, sie ist verankert. Konkret geht es so zu: Frauen wollten die Hlfte des Himmels, das sei ihnen zugestanden, nicht aber auf Erden, nicht in meinem Bereich. Drei Mnner an der Spitze einer Partei, die sich feministisch nennt, hier braucht es Wunderglauben. Und mancherorts nur 20% Frauen unter den Mitgliedern, wie knnen diese 50% ausmachen, ohne dass Mnner unerhrt benachteiligt werden? Die Quote ist begrndet unter Beschuss. An den Grnden lsst sich studieren, wo die Probleme sind  etwa in der Schwierigkeit des Frauenvolks, diese Partei als eine zu erkennen, in der feministisch zu streiten wre fr ein allgemeines Wohl. Denn darum geht es, nicht um die Gleichverteilung von allem bel an alle Gesellschaftsmitglieder geschlechtlich gerecht. Die Quote ist Weg dafr, nicht Ziel. Und Gleichstellung ist nicht genug. 

Frauenfrage Synonym fr Minderbedeutung
Blicken wir der Wahrheit ins Gesicht und prfen, ob wir nicht auch alle die Frauenfragen marginal finden im Verhltnis zur Gre richtiger Politik: Rentenbenachteiligung! Was fr eine Frage verglichen mit der, ob mehr Soldaten nach Afghanistan geschickt werden sollen? Immer noch geringere Lhne unverndert seit mehr als 100 Jahren  wobei Deutschland europaweit den schwarzen Peter hlt! Aber was ist das verglichen zur Frage von Arbeitslosigkeit im Ganzen  oder zur Werksschlieung von Nokia oder zu Massenentlassungen bei BMW? Frauen bilden den Sockel der Armut! Blasse Klage, vergleichen wir das mit einem Reaktorunfall oder der Bildungskrise insgesamt. Frauen werden auch lter als Mnner, also kann es so schlecht nicht um sie bestellt sein. Zudem vermehrt das den Berg der armen Rentnerinnen  auch kein Grund zum Triumph. Frauen stellen den Groteil der Teilzeitarbeitenden. Und wenn schon? Jede einzelne dieser Nachrichten zieht uns in triste Gegenden  kein Feuer der Leidenschaft kann so im Politischen entfacht werden. Vielleicht sollten wir doch eher der Verlockung nachgeben und Frauenpolitik und Frauen berhaupt vergessen, sie in gender umtaufen und Politik gendern  und auch sonst gender mainstreaming modisch zu unserer Sache machen? Sprachlich ist das zwar wie ein Magengeschwr, aber wir knnen uns beruhigt zurcklehnen  alles ist getan  nmlich nichts. 

Die kapitalistische Produktionsweise und die Frauenpolitik
Die eben begonnene Entgegensetzung von Frauenfragen und Fragen richtiger Politik geht davon aus, dass wir tatschlich die Wahl htten, entweder gegen den Soldateneinsatz in Afghanistan zu streiten oder fr die Familie, fr die wir dann eine eigene Beauftragte oder Sprecherin haben. Der eigentliche Skandal liegt aber darin, dass etwas zur Frauenfrage mutiert  also zu etwas, das nur Frauen angeht, was dann den Namen Frauenpolitik bekommt, die fr Frauen gemacht wird. Das betrifft Kinder z.B. und Familienfragen, alles, was im Haus, in der Kche geschieht, statt zu sehen, dass ber das Fleisch in der Suppe nicht in der Kche entschieden wird  ber das Aufziehen der Kinder nicht in der Familie - sondern dass die Ernhrung, die Gesundheit, die Schule, die Luftverschmutzung, der Straenbau, die Stadtplanung, die Kriege... sie alle bestimmen, wie Kinder aufwachsen in unserer Gesellschaft. Dass dies nicht ohnehin klar ist, sondern als Frauensache erscheinen kann, ist Resultat kapitalistischer Produktionsweise, in der marginal und verchtlich wird, was mit dem Leben und seiner Reproduktion unmittelbar zusammenhngt, solange kein Profit daraus zu schlagen ist. Diese Verachtung aber bestimmt nicht nur den Umgang mit Frauenfragen in der Gesellschaft, sondern auch die Entscheidungen, Soldaten in den Krieg zu schicken. 

Politik von unten
Es geht also nicht darum, Frauen zu berzeugen, in die Politik oder gar in die Partei einzutreten, weil diese fr sie die richtige Politik macht. Sie mssen sich selbst berzeugen, dass sie in diesem Rahmen politisch ttig sein knnen. Politik muss von Frauen gemacht werden, nicht fr sie. Nennen wir dies also, um weitere Missverstndnisse zu vermeiden, vielleicht nicht mehr Frauenpolitik, sondern feministische Politik. Diese ist Politik von unten, die vom Standpunkt der Frauen fr alle gemacht wird, perspektivisch aller Standpunkt sein wird.
Rosa Luxemburg hat ebenfalls zurckgewiesen, dass die Partei den Massen vorschreibt, welche Politik zu machen sei. Aufgabe der Partei sei es vielmehr, Zielbewusstsein und Zusammenhang in die verschiedenen rtlichen und zeitlichen Fragmente des Klassenkampfes zu bringen *. Ihr folgend sammeln wir fr unsere Politik die vielen Punkte ber die Benachteiligung von Frauen, die einen allgemeinen Jammerchor bilden und bndeln sie in eine Erzhlung, die das Auftreten und die Hartnckigkeit von Frauenunterdrckung erklren kann und die uns in die Lage versetzt, positiv, mit Zorn, Leidenschaft und Fantasie nach vorn unsere Einwrfe zu machen. Diese werden dann als solche von links erkennbar, statt blo immer und erwartungsgem mehr zu verlangen als andere, aber sonst eben das Gleiche.  

Selbstvernderung und Gesellschaftsvernderung
Linke Politik muss revolutionr und real zugleich sein. Sie muss im Realen ihre Fe haben, erkennbar sein, als im wirklichen Leben der Menschen ansetzend und doch perspektivisch ber es hinausweisen in eine Zukunft, die gewollt werden kann. Diese Erzhlung lautet verknappt: Geschlechterverhltnisse sind als Produktionsverhltnisse zu begreifen. Die schlechtere Behandlung von Frauen ist kein Resultat persnlicher Mann-Frau-Beziehungen und nicht durch Charakterschulung behebbar, sondern kommt aus einer Struktur und gesellschaftlichen Arbeitsteilung, in der die beiden Produktionen, die des Lebens und die der Lebensmittel, im umfassenden Sinn so zueinander gestellt sind, dass die Produktion der Lebensmittel in der Form der Lohnarbeit profitlich organisiert und zentral ist und sich den Bereich der Lebensproduktion nicht einfach unterworfen hat  das geschieht erst seit kurzem mit der Entwicklung der Gentechnologie  sondern ihn als unwesentlich, als nebenher zu erledigen, ausgesondert hat. So konnteer an Frauen vergeben werden, weil sie sich, aus viel lterer patriarchaler Unterdrckung kommend, dafr quasi natrlich eigneten. Man kann historisch und aktuell verfolgen, wie diese Logik bestimmt, wie Mnner und Frauen zu sein haben, ihr Verlangen, ihre Ziele, ihr Bewusstsein und Verhalten. Man kann studieren, wie dies ideologisch paradox abgesichert ist  damit meine ich z.B., dass alles, was aus Liebe umsonst getan wird, gesellschaftlich mehr gilt als das schnde Tun um Geld und zugleich nichts gilt, weil es nichts einbringt. Insofern fallen hier Selbstvernderung und Gesellschaftsvernderung in eins (wie von Marx in den Feuerbachthesen proklamiert). Denn man wird davon ausgehen knnen, dass dies alles im wesentlichen so bleibt, solange die Gesellschaft die Frage der menschlichen Reproduktion, also des neuen Lebens und der Erhaltung von Leben und Natur, nicht zu ihrer Hauptsache gemacht hat, sondern als zuflliges Abfallprodukt behandelt oder flickenweise in den Prozess der Profitproduktion einbezieht, je nach Konjunktur. 

Die Vier-in-einem-Perspektive
Das ist keine Frage der einfachen Arbeitsteilung und durch parittische Umverteilung (Gleichstellung) an die Geschlechter zu beheben. Sondern diese Teilung selbst ist das Problem. Als Schlssel und politischen Kompass habe ich ausgearbeitet, was ich die Vier-in-einem-Perspektive nenne. Sie ist zugleich sozialistische Perspektive, wie sie Realpolitik anleitet. Es ist der Vorschlag, das Leben so zu fassen, dass die vier Hauptdimensionen des Menschseins: gesellschaftliche Arbeit, heute in der Form der Erwerbsarbeit, die Arbeit in der Reproduktion der Menschen (Zivilgesellschaft), die Ttigkeit an eigner Kultur und Entwicklung und schlielich die Politik in etwa zu gleichen Teilen das individuelle Leben bestimmen. Das verlangt eine Verlngerung des ttigen Lebens auf etwa 16 Stunden am Tag und damit zugleich eine rigorose Verkrzung des Erwerbstages auf etwa vier Stunden, um den anderen Dimensionen, die zum lebendigen Menschen gehren, Raum zu erstreiten. Perspektivisch kann so keiner arbeitslos sein. Haus- und umfassende Reproduktionsarbeit gehren zu jedem Leben, ebenso wie die politische Einmischung und die Entfaltung mglicher Fhigkeiten und lebenslanges Lernen lustvolle Verwirklichung des Menschseins sind. Dies ermglicht zugleich die Bereiche nicht gegeneinander auszuspielen, keinen fr sich zu lsen, sondern solche Ein-Bereichs-Politik selbst als reaktionr und dumm zu begreifen. Da es Perspektive ist, die politisches Handeln bestimmt, ist es nicht von heute auf morgen durchsetzbar. Aber gesichert ist, dass die Bereiche als ineinander verschrnkt, also nur zusammen behandelt werden knnen, was davor bewahren kann, einfach in die Falle von Einpunkt oder Einbereichslsungen zu tappen. Die Kunst der Politik besteht in der Verknpfung.
In dieser Vier-in-einem-Perspektive tauchen die Frauen anders auf  diesmal an Schlsselstellen. Die Perspektive kann derzeit vom Frauenstandpunkt gesprochen werden, weil es die Frauen sind, die den Reproduktionsbereich, also den Standpunkt des Lebens so wichtig nehmen, dass sie ihn nicht vergessen knnen bei der Planung des Lebens. Sie sind es zugleich, die den Erwerbsarbeitsbereich nicht so wichtig nehmen, dass sie ihn allein fr das Zentrum halten knnen: Es ist dringlich, dass sie mit der Selbstaufopferung aufhren und ihre eigene Entfaltung in eigne Hnde nehmen: Sie mssen sich in die Politik einmischen, weil sie fr die Gestaltung ihres und anderer Leben den Staat von oben nach unten umkehren mssen - wie Brecht dies sprach.
So kommen wir zur Losung, dass linke Politik feministisch sein muss, um wahrhaft radikal zu sein.*1 21, 579
*2 GW 4, 124





prekäre als stars der berlinale

Interview mit Incrediboy, einem prekären Super-Helden



Prager Frühling: Bei der Berlinale traten Super-Prekäre mit der Losung „Mir reicht’s nicht, nur Statist in meinem Leben zu sein“ auf. Seid ihr auf eine Starrolle scharf?
Incrediboy: Der Glamour der Berlinale ist nur durch die unsichtbare Arbeit zahlloser prekär Beschäftigter möglich. Aber während alle Kameras auf den roten Teppich gerichtet sind, bleiben Prekäre unsichtbar. Das wollen wir ändern. Dafür haben wir auf einer Gala die Arbeit der Prekären auf die Bühne geholt und goldene Superhelden für beispielhafte Aktionen verliehen – etwa an die CinemaxX-Angestellten, die durch Warnstreiks eine Verbesserung ihrer Arbeitsbedingungen erreichten. Zweitens sind wir bei der Premiere des Films „Die Schwester der Königin“ aufgetaucht. GlamGirl und Incrediboy, zwei prekäre Superhelden, wagten eine Kletterpartie der besonderen Art. In dem Moment als Natalie Portman den roten Teppich betrat, entrollten die Superhelden auf der Großbildleinwand ein Banner. Wir wollten das Scheinwerferlicht dieser Premiere auf unser Anliegen umlenken und somit als Prekäre zu Stars der Berlinale werden.
PF: Worin siehst du das größte Ergebnis Eurer Aktionen?
Incrediboy: Eine Drehbuchautorin hat uns gesagt „In der Filmbranche hat man den Eindruck, alle arbeiten einfach um dabei zu sein.“ Das geht nur, weil z.B. der Wunsch nach kreativer Selbstverwirklichung gegen andere Formen der Entlohnung ausgespielt wird. Dass diejenigen, die so arbeiten, sich darüber austauschen, wie sie arbeiten und warum, ist die Vorbedingung für gemeinsamen Protest.
PF: Warum habt Ihr Euch ausgerechnet für das Thema Prekarität als gemeinsame Klammer entschieden?
Incrediboy: Prekarität ist für viele linke Aktivisten längst Teil des eigenen Lebens. Ich zum Beispiel musste während meines Studiums nebenher jobben. Jetzt heißen meine Jobs „Projekte“. Manchmal machen sie Spaß, aber ich habe keine Ahnung, was ich in fünf Monaten mache. Die unsichere Lage teile ich mit dem BMW-Arbeiter, dem die Kündigung droht, oder der Schauspielerin, die zwischen zwei Produktionen Hartz IV bezieht. Es geht also nicht nur um "die armen Anderen", sondern auch Linke müssen sich der Frage stellen, wie sie leben wollen und was sich dafür ändern muss.
PF: Führt der Kampf gegen Prekarität wirklich die prekarisierte Welt des Laptops zusammen mit der Welt des Wischmopps?
Incrediboy: Das weiß ich nicht, aber klar ist, dass man heute auch mit Laptop unter prekären Bedingungen leben und arbeiten kann. Die Grenzen verschwimmen: Manche arbeiten tagsüber mit dem Laptop und abends mit dem Wischmopp.
Viele Kämpfe können als Teil eines gemeinsamen Kampfes gegen Prekarität begriffen werden: der Streik der Lokführer ebenso wie der Protest gegen Privatisierung. Unterschiedliche Kämpfe als Kämpfe gegen Prekarisierung zu begreifen, dient dazu, das Verbindende ins Blickfeld zu rücken. Ein bedingungsloses Grundeinkommen zum Beispiel würde die Situation vieler Prekärer verbessern. Das Ziel der MaydayParaden am 1. Mai ist es, solche Fragen aufzuwerfen und zu zeigen: Prekarität hat viele Gesichter.
PF: Welche Filmrolle würdest Du gerne mal spielen? Super-Mann?
Incrediboy: Nein, Spiderman, weil er sich so elegant durch die Lüfte schwingt. Außerdem führt er ein Doppelleben, genau wie ich: Tagsüber arbeitet er prekär; nachts hat er einen anstrengenden Zweitjob als Superheld.




die mobilisierung des gemeinsamen

Eine Zwischenbilanz aus der Interventionistischen Linken

Thomas Seibert
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Die Strmung der Interventionistischen Linken (IL) wurde formell zum Jahreswechsel 2005 gegrndet und war 2007 eine der tragenden Krfte der Anti-G8- Mobilisierung. Sie war mitverantwortlich fr die bisweilen qulende, letztlich aber tragende Bndniskonstellation, fr den schwarzen Block des 2. Juni und die fulminanten Blockaden. Auf den ersten Blick scheint sie ausgesprochen uneinheitlich zusammengesetzt zu sein. Zu ihr gehren autonome oder postautonome Formationen wie Fr eine linke Strmung (FelS) und die Antifaschistische Linke Berlin (ALB), die in Norddeutschland aktiven Gruppen von Avanti  Projekt undogmatische Linke, die Antifa KOK aus Dsseldorf, die Hannoveraner Rote Aktion Kornstrae, die Gttinger Antifaschistische Linke International (ALI), dissident aus Marburg sowie organisierte autonomie (oa) und radikale linke (rl) aus Nrnberg. Mit von der Partie sind die bundesweite Kampagne Libertad!, das Institut fr Theologie und Politik aus Mnster und, selbst schon ein Effekt, das Projekt Interventionistische Linke Kln (PILK). Angeschlossen sind die Zeitung analyse+kritik und das Magazin Fantmas. Schlielich GenossInnen, die einzeln in anderen Zusammenhngen arbeiten: bei attac, in Gewerkschaften oder NGOs.
Wer sich nur an den Namen hlt, bleibt zunchst ratlos: Was macht eine interventionistische Linke aus? Mssen Linke nicht immer intervenieren, wrtlich genommen dazwischengehen? Tatschlich gewinnt, was wortwrtlich leer scheint, erst historisch seine spezifische Bedeutung: In der IL haben sich radikale Linke zusammengeschlossen, um das Vermgen zurck zu gewinnen, in revolutionrer Perspektive organisiert in gesellschaftliche Auseinandersetzungen einzugreifen. Dieses Vermgen aber lsst sich, so Ausgangspunkt und Einsatz der IL, selbst nur in gesellschaftlichen Auseinandersetzungen ausbilden.


Abbruch und Aufbruch
Natrlich fhrt ein solches Vorhaben (auch) zum Epochenbruch 1989 zurck, von dem nicht nur der real existierende Sozialismus, sondern smtliche Strmungen der Linken des 20. Jahrhunderts ereilt wurden. Doch so tief die Krise auch war und sein musste, unterhalb und quer zu den offenbaren Zerfallsprozessen gibt es heute, dies ist der zweite Ausgangspunkt der IL, bereits eine ganze Geschichte der Neu(be)grndung linker Projekte, an die anzuschlieen ist. Sichtbar wird dies nicht nur, aber auch, in der Formation neuer Linksparteien, deren deutsche Variante DIE LINKE heit. Links von ihr beginnt die Vorgeschichte der IL, zunchst in der Selbstkritik der Autonomen und dann in deren Verbindung mit einer hnlichen Wendung von AktivistInnen der 1970er Jahre. Letztere haben schon einen Abbruch mehr hinter sich, den des roten Jahrzehnts in der Folge des Mai 1968.Im Brennpunkt der autonomen Selbstkritik, in der sich viele heutige IL-Gruppen verorten, standen die paradoxerweise in der antiautoritren Organisationsfeindschaft angelegten informellen Hierarchien und die theoriefeindliche Selbstbezglichkeit der Szene. Hinzu trat eine Reduktion der gesellschaftlichen Verhltnisse auf eine vorgeblich immer dichtere und deshalb nur in Ein-Punkt-Kampagnen  und zuletzt nur noch im riot  aufzubrechende Repression. Die postautonomen Gruppen setzen dem eine Rckkehr zu Organisation und Theorie und einen berregionalen Zusammenhang entgegen, den zuerst die allerdings bald verblichene Antifaschistische Aktion/Bundesweite Organisierung (AA/BO) herstellen sollte. Die Selbstkritik der AktivistInnen der 1970er hatte mit deren verschiedenen Partei-Projekten zu tun und mit dem Kater danach, d.h. mit der Verstrickung in die Realpolitiken weniger der Grnen, wohl aber der institutionalisierten Frauen-, Umwelt- und Solidarittsbewegung bzw. der Gewerkschaften. Nicht, dass die briggebliebenen da ganz raus wollen, doch geht es ihnen gerade deshalb um eine eigensinnige linksradikale Organisierung. Einer solchen nherte sich seit der Klner Anti-G8-Mobilisierung 1999 das mehrfach jhrlich zusammentretende Beratungstreffen, an dem bald auch postautonome Gruppen teilnahmen. Ende 2004 traf man sich in Frankfurt zu einer ersten Arbeitskonferenz im greren Rahmen, aus ihr resultierte die Grndung der IL.*1


Von Gipfel zu Gipfel
Im Rckblick markiert das Scheitern von Kln 1999  eine Demonstration von kaum 10.000 Leuten, ein kaum beachteter Gegengipfel  den Wendepunkt der Krise. Nur wenig spter formierte sich in Seattle erstmals sichtbar das Global Justice Movement, die globalisierungskritische oder altermondialistische Bewegung der Bewegungen. Die traf 2003 in Genua auf die damals viel versprechende Partito Rifondazione Comunista (PRC) und spannte dabei einen weiten Horizont auf. In dem platzierten sich dann auch die Anti- G8-Mobilisierung von Heiligendamm  und die IL. Entscheidend ist, dass die IL ihre Bndnisorientierung nicht taktisch, sondern strategisch meint und darin auf ein neues Verhltnis von moderaten und radikalen Linken und der sozialen Bewegungen zielt.Historisch war dieses Verhltnis stets durch die Polarisierung auf ein letztes Entweder-Oder bestimmt: Reform oder Revolution, Masse oder Prinzip, Vermittlung oder Konsequenz, Pragmatik oder Kritik, Legalitt oder Militanz usw. In diesen trotz ihres Alters aktuellen Fragen steht die IL freimtig zu sich: einer radikalen, den Umstnden entsprechend vorlufigen und deshalb absehbar minoritren Linken. Radikal heit hier: staatsfern bis antistaatlich, deutlich prinzipienlastig und auch von daher frei von reprsentationspolitischen Zwngen, trotz aller Professionalitt im Umgang mit den Medien. Minoritr wiederum ist nicht unbedingt zahlenmig gemeint, sondern so, dass die Positionierung einer radikalen Linken niemals unmittelbar mehrheitsfhig sein kann, weil sie ihre Stellungen an den vorgeschobenen Rndern der gesellschaftlichen Auseinandersetzungen beziehen muss.*2 Diese Bereiche von Auseinandersetzungen waren in den letzten Jahren Antinationalismus, Antifaschismus und Antirassismus (positiv gewendet: Recht auf globale Bewegungsfreiheit) sowie eine Revolte nicht blo in der Arbeit, sondern berhaupt gegen die Arbeit (positiv gewendet: Recht auf ein bedingungsloses Einkommen). Dem entspricht die aktivistische Verfassung der IL, die Stellvertretungsverhltnisse auszuschlieen sucht und, traditionell gesprochen, Kader organisieren will. 
Gerade aus der Bejahung der eigenen Radikalitt und Minoritt aber wei sich die IL auf den Austausch mit moderaten Linken und der weiteren erreichbaren ffentlichkeit angewiesen. Diese ist immer, und auch das ist nicht nur zahlenmig gemeint, die der Mehrheit, der Mehrheit in der Linken wie in der Gesellschaft. Der strategische Charakter dieses Austauschs zielt fr die IL auch deshalb weder auf ein Entweder-Oder noch auf ein zentristisches Verwischen des Unterschieds. Stattdessen geht es ihr um eine funktionale Ausdifferenzierung getrennter, doch fr sich berechtigter Politikformen unter gegenseitiger Anerkennung ihres jeweiligen Rechts. Und um deren strategische Kooperation in der Mobilisierung des Gemeinsamen.


Die Autonomie der sozialen Bewegungen
Die Probe einer in sich vielfltigen Mobilisierung des Gemeinsamen liegt in der Bejahung der Autonomie sozialer Bewegungen, die von Seattle bis Rostock strmungsbergreifender Konsens geworden ist. Prinzipiell genommen resultiert daraus die fortgesetzte berprfung der Angemessenheit der jeweils eigenen Politikform an dieser Autonomie: Den neuen Linksparteien erschwert dies das Geschft der Reprsentation, weil sie die Bewegungen nicht lnger blo zur Basis ihrer auf den Staat orientierten Politik reduzieren drfen. Den radikalen Linken versagt dies umgekehrt die gerade unter Autonomen bliche Identifikation ihrer Subjektivitt mit jener der Bewegungen. Beide mssen in der Autonomie der Bewegungen nicht nur ihren Unterschied voneinander, sondern auch zu den Bewegungen anerkennen.Die IL versucht dies, indem sie die Einstze ihrer Interventionen  z.B. das Recht auf globale Bewegungsfreiheit oder ein bedingungsloses Einkommen  in Richtungsforderungen fasst und sich den Bewegungen dort zu verbinden sucht, wo diese von sich aus schon in die von solchen Forderungen gewiesene Richtung ziehen. Das kann z.B. in Kmpfen geschehen, in denen sich einheimische und migrantische ArbeiterInnen gemeinsam gegen das rassistisch strukturierte Ausbeutungsgeflle wehren oder in Kmpfen, in denen StudentInnen Studiengebhren nicht nur zurckweisen, sondern den Zugang zum Wissen fr alle einfordern. Wichtig fr die IL ist dabei nicht ihr prinzipielles Rechthaben, sondern die in der Auseinandersetzung praktisch wirksame Tendenz. Von der Partei erwartet sie dabei nicht mehr, aber auch nicht weniger, als sich nach den Regeln ihres eigenen Spiels in dieselbe Richtung aufzumachen, indem sie gerade an solchen Stellen Stellung bezieht. Tut sie dies, kann ihr vieles von dem nachgesehen werden, was sie als Partei eben tun muss. 
Nach Genua, um mit einem Beispiel zu schlieen, sah es in Italien fr einen Moment so aus, als wrden solche Mglichkeiten tatschlich und gesellschaftlich relevant erprobt. Zwngen ihres Spiels folgend, lie die PRC ihre Chance aus und verspielte so ihren Part in der Mobilisierung des Gemeinsamen. Die radikale Linke fand darauf bisher keine tragende Antwort. An die Stelle der PRC treten jetzt andere Formationen, doch versprechen diese nicht einmal das, was jene schon nicht zu halten wusste. Soll man daraus schlieen, dass das immer so sein wird? Wenn es Wirklichkeitssinn gibt, so heit es in einem noch immer lesenswerten Roman, mu es auch Mglichkeitssinn geben.*3
*1 Siehe auch www.dazwischengehen.org
*2 Zu den Begriffen des Majoritren, Minoritren und, entscheidend zuletzt, des Minoritr- Werdens vgl. Gilles Deleuze, Flix Guattari, Tausend Plateaus. Kapitalismus und Schizophrenie, Bd. 2, Berlin 1992, S. 14ff., S. 396ff., S. 650ff; vgl. auerdem Gilles Deleuze, Claire Parnet, Dialoge, Frankfurt/M 1980, S. 133  158.
*3 Robert Musil, Der Mann ohne Eigenschaften, Reinbek 1978





die idee ist tot, es lebe die idee

Eine neue Bildungsexpansion als Basis für linke Universitätspolitik in der Post-Exzellenz-Ära

Tobias Schulze

Die deutschen Universitäten waren Ende der 90er Jahre zwischen stecken gebliebenen linksliberalen Bildungsreformen und dem Beharrungsvermögen des konservativen ProfessorInnenstandes eingeklemmt. Die Debatte über die Idee(1) behinderte die notwendige Debatte über die Funktion(2) der Universität in der postindustriellen Gesellschaft. So wurden Ländermittel für Hochschulen zu lästigen Haushaltsposten, die möglichst gering zu halten waren. Die 2004 initiierte Kampagne für wissenschaftliche Leuchttürme beendete die Sinnsuche vorerst. Formal wurde mit der Exzellenzinitiative am Konzept einer zunächst zweckfreien Wissensproduktion festgehalten und dieses in einen wettbewerblichen Maßstab gezwängt. Die Unklarheit über die Fortführung („Alles auf Null?“) und Ausrichtung („Exzellenzinitiative für die Lehre“) zeigt, dass dieser Wettbewerb die Funktionsbeschreibung nicht präzisierte. Das bietet ein Fenster für kreative Wissenschaftspolitik von links: Diese muss die funktionale Differenzierung gestalten, um eine Zweiklassigkeit zu verhindern.
Die jüngere Entwicklung der Berliner Freien Universität zeigt, welche Wege die „exzellenten“ Universitäten nehmen, um sich unter den Bedingungen der neuen Steuerungsinstrumente, stagnierender oder sinkender Grundmittel und Drittmittelexpansion zu profilieren. Das Wahlprogramm des 2003 gewählten FU-Präsidenten Lenzen bestand in einer „oberhalb von Fachbereichsstrukturen“ angesiedelten Organisation von thematisch orientierten, meist interdisziplinär angelegten Wissensclustern. Lenzens Ziel war es, handlungsfähige Strukturen jenseits demokratischer Mitwirkung zu schaffen, Berufungs- und Strukturpolitik nah am Präsidium zu konzentrieren und letztendlich Abhängigkeitsverhältnisse zu konstituieren. Diese Strategie war folgerichtig, denn nur über Drittmittel und Rankingpositionen ist eine Profilierung als „Forschungsuniversität“ möglich. Dafür genügt es nicht, einzelne „exzellente“ WissenschaftlerInnen zu beschäftigen. Die ganze Institution soll den vermeintlichen „Exzellenzgedanken“ ausstrahlen, sich mit der „Marke FU“ identifizieren. Die Außenwirkung, sichtbar an steigenden Budgets für Öffentlichkeitsarbeit, für Auslandsdependancen und Medienpräsenz, steht im Vordergrund. 
Es zeigt sich die eigentliche Funktion der „geadelten“ Einrichtung: eine exzellente Universität soll Berater der Funktionseliten in Staat und Wirtschaft sein und spezifische Aufgaben im globalen Wettbewerb wahrnehmen. Das FU-Label „Internationale Netzwerkuniversität“ korrespondiert nicht zufällig mit der Struktur transnational agierender Konzerne. Hinter der Fassade der Spitzenforschung und proklamierter Zugewandtheit zur Gesellschaft steht die Dienstleisterfunktion der FU gegenüber den ökonomisch global agierenden Institutionen in Wirtschaft und Politik: Die „standortgerechte Dienstleistungshochschule“ in ihrer elitären Variante ist eine Realität, in der kritische Wissenschaft keinen Platz mehr hat. Allerdings wäre die nur (Wieder-) Implementierung kritischer WissenschaftlerInnen für linke Politik nicht hinreichend. Es muss, frei nach Walter Benjamin, nicht nur gefragt werden, wie die Universität ZUM gesellschaftlichen Produktionsprozess steht, sondern auch wie sie IN ihm steht.
Dabei verschiebt sich der Fokus von der Forschung auf die Lehre: Wirtschaft und Politik üben weniger an mangelnder Forschungsstärke oder fehlendem Technologie- und Wissenstransfer der Universitäten Kritik. Vielmehr wächst sich der Fachkräftemangel im akademischen Bereich zum zentralen Problem aus.(3) Dies gilt es, für linke Ziele zu nutzen, ohne seine Interessenlagen zu übernehmen. Universitäten, deren Struktur auf Drittmitteleinwerbung ausgerichtet ist, haben jedoch in der kommenden Debatte über gute Lehre schlechte Karten.
Studierendenbefragungen zeigen, dass gerade an Universitäten der Bologna-Prozess eher scheitert als gelingt, so auch an der FU: unstudierbare, thematisch unklare BA-Studiengänge, hohe Abbrecherquoten, chaotische Zulassungsverfahren, repressive Studierendenverwaltung, unklare Lernziele usw. 
Die „Verlierer“, etwa kleinere oder nord-ostdeutsche Universitäten wie die Humboldt-Universität, klagen nicht über Reputationsverluste. Sie arbeiten konzentriert an einem Profil im Bereich forschungsgebundener Lehre. Das könnten die Keimzellen eines neuen Universitätsprofils sein. Solche Universitäten profilieren sich über die Lehre, ohne Lehruniversitäten zu sein. Der Bologna-Prozess bietet dafür eine kreativ zu erschließende Grundlage. Über Modularisierung wird eine Abkehr vom ständisch orientierten Lehrstuhlprinzip sowie eine Hinwendung zur kollektiven und problem- wie projektorientierten kooperativen Wissenschaft und eine größere Selbstbestimmung der Studierenden tendenziell möglich. Forschung ist dafür konstitutiv, aber nicht Ausgangspunkt. Sie muss vor allem ermöglicht werden. Forschung zu stärken heißt, zuerst das Problem der Lehre zu lösen und auf eine stabile Basis zu stellen. Gute Forschung braucht zeitliche Freiräume und die Rückkopplung im Studium gleichermaßen.
Diese Art der Universitätsreform braucht eine politische Absage an „Exzellenz“. Dieses als „akademischer Kapitalismus“ bezeichnete System aus vermeintlich empirisch messbaren Leistungsspitzen und der Reputationsakkumulation ist strukturbildend, besonders in den Exzellenzuniversitäten. Es wirkt normierend statt innovierend. Es sagt nichts über die Qualität aus, wie viel veröffentlicht und wie viel zitiert wird. Der „Ruf“ einer Universität ist eine metaphysische Größe – beeinflussbar durch PR und Marketing. Die zu erforschende empirische Realität ist hingegen so komplex wie multidimensional, also sind es auch die Forschungspfade. 
Eine Profilierung der „Verlierer“-Universitäten braucht politische Rahmenbedingungen. In der Summe muss die Einheit von Forschung und Lehre erhalten bleiben. Daueraufgaben müssen durch Dauerstellen und dauerhafte Budgets abgesichert werden. Zugleich sollten liquide Mittel zur Ausschreibung von Wettbewerben um innovative Lehrformen und Forschungsvorhaben mit regionalem Bezug dienen. Es braucht einen gut ausgestatteten Hochschulpakt II statt einer Neuauflage der Exzellenzinitiative. Kapazitätsauslastung und – berechnung sind weiter verbindlich vorzuschreiben, um einen möglichst offenen Zugang zu gewährleisten. Leistungsbezogene Mittelzuweisung sollte zielgenau auf Studienerfolg sowie Gleichstellungskriterien abgestellt sein. Innerhochschulische Demokratie und kommunikative Schnittstellen zur Gesellschaft sind gegen unternehmensähnliche Steuerungsmodelle zu setzen. Und nicht zuletzt: die „Exzellenzunis“ dürfen in der Mittelzuweisung und rechtlich nicht bevorzugt werden. 
Linke Politik in Hochschulen drängt die Universität auf die Verpflichtung, gesamtgesellschaftliche Ansprüche zu erfüllen, ohne ihre Innovationskraft einzuschränken. Die Idee der Universität wäre dann, eine integrative, nicht eine spaltende Rolle zu spielen. Eine ehrenvolle Querschnittsaufgabe könnte hierbei die Steigerung der katastrophalen Beteiligung von MigrantInnen an höherer Schul- und Hochschulbildung sein.
 
Anmerkungen
1 Vgl. etwa: Jürgen Mittelstrass: „Gibt es (noch) eine Idee der Universität?“, in: Ders., Wissen und Grenzen, Frankfurt 2001, S. 161-179. und Wolfdieter Narr: Wieder die restlose Zerstörung der Universität. Neuauflage. Berlin 2000.
2 Immer noch lesenswert: Peer Pasternack: Wozu Hochschulen? In: die hochschule 2/2002. S. 109ff..
3 Vgl. etwa den „Innovationsindikator Deutschland 2007“ des BDI und der Telekomstiftung. Unter http://ww2.bdi.eu/initiativen/innovationsindikator/Seiten/default.aspx.




prekäre als stars der berlinale

Interview mit Incrediboy, einem prekären Super-Helden
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	Incrediboy ist eine multiple Persnlichkeit: Als Incrediboy kraxelte er auf die Berlinale Leinwand, tagsber fhrt er ein unscheinbares Leben mit wechselhaftem Einkommen. In seiner Freizeit ist er u.a. aktiv bei FelS - Fr eine linke Strmung.
	

prager frhling: Bei der Berlinale traten Super-Prekre mit der Losung Mir reichts nicht, nur Statist in meinem Leben zu sein auf. Seid ihr auf eine Starrolle scharf?
Incrediboy: Der Glamour der Berlinale ist nur durch die unsichtbare Arbeit prekr Beschftigter mglich. Aber whrend alle Kameras auf den roten Teppich gerichtet sind, bleiben Prekre unsichtbar. Das wollen wir ndern. Dafr haben wir auf einer Gala die Arbeit der Prekren auf die Bhne geholt und goldene Superhelden fr beispielhafte Aktionen verliehen. Zweitens sind wir bei der Premiere des Films Die Schwester der Knigin aufgetaucht. GlamGirl und Incrediboy, zwei prekre Superhelden, wagten eine Kletterpartie. In dem Moment als Natalie Portman den roten Teppich betrat, entrollten die Superhelden auf der Leinwand ein Banner. Wir wollten das Scheinwerferlicht dieser Premiere auf unser Anliegen umlenken und somit als Prekre zu Stars der Berlinale werden.
prager frhling: Worin siehst du das grte Ergebnis Eurer Aktionen?
Incrediboy: Eine Drehbuchautorin hat uns gesagt In der Filmbranche hat man den Eindruck, alle arbeiten einfach um dabei zu sein. Das geht nur, weil der Wunsch nach kreativer Selbstverwirklichung gegen andere Formen der Entlohnung ausgespielt wird. Dass die, die so arbeiten, sich darber austauschen, wie sie arbeiten und warum, ist die Vorbedingung fr gemeinsamen Protest.
prager frhling: Warum habt Ihr Euch fr das Thema Prekaritt als gemeinsame Klammer entschieden?
Incrediboy: Prekaritt ist fr viele linke Aktivisten lngst Teil des eigenen Lebens. Ich zum Beispiel musste whrend meines Studiums jobben. Jetzt heien meine Jobs Projekte. Manchmal machen sie Spa, aber ich habe keine Ahnung, was ich in fnf Monaten mache. Die unsichere Lage teile ich mit dem BMW-Arbeiter, dem die Kndigung droht, oder der Schauspielerin, die zwischen zwei Produktionen Hartz IV bezieht. Es geht nicht nur um die armen Anderen, sondern auch Linke mssen sich der Frage stellen, wie sie leben wollen und was sich dafr ndern muss.
prager frhling: Fhrt der Kampf gegen Prekaritt wirklich die prekarisierte Welt des Laptops zusammen mit der Welt des Wischmopps?
Incrediboy: Klar ist, dass man heute auch mit Laptop unter prekren Bedingungen leben und arbeiten kann. Die Grenzen verschwimmen: Manche arbeiten tagsber mit dem Laptop und abends mit dem Wischmopp.
Viele Kmpfe knnen als Teil eines gemeinsamen Kampfes gegen Prekaritt begriffen werden: der Streik der Lokfhrer ebenso wie der Protest gegen Privatisierung. Unterschiedliche Kmpfe als Kmpfe gegen Prekarisierung zu begreifen, dient dazu, das Verbindende ins Blickfeld zu rcken. Ein bedingungsloses Grundeinkommen zum Beispiel wrde die Situation vieler Prekrer verbessern. Das Ziel der MaydayParaden am 1. Mai ist es, solche Fragen aufzuwerfen und zu zeigen: Prekaritt hat viele Gesichter.
prager frhling: Welche Filmrolle wrdest Du gerne mal spielen? Super-Mann?
Incrediboy: Nein, Spiderman, weil er sich so elegant durch die Lfte schwingt. Auerdem fhrt er ein Doppelleben, genau wie ich: Tagsber arbeitet er prekr; nachts hat er einen Zweitjob als Superheld.




konstruktive veto-spieler?

Die Gewerkschaften und die neue Mosaik-Linke

Hans-Jürgen Urban
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Dass mitglieder- und durchsetzungsstarke Gewerkschaften einen wichtigen Baustein des traditionellen Wohlfahrtsstaates darstellten, drfte ebenso unbestritten sein, wie die Einschtzung, dass es um eben diesen Wohlfahrtsstaat nicht gut bestellt ist. Unter Berufung auf Globalisierung, Individualisierung und demographischen Wandel haben sich neoliberale wie neu-sozialdemokratische Reformstrategien so systematisch und absichtsvoll an seinen Sttzpfeilern zu schaffen gemacht, dass heute soziale Sicherungsstandards sowie kollektive und individuelle Arbeitsrechte lngst ins Wanken geraten sind.
Gleiches gilt, auch dies ist allerorts zu erfahren, fr die gesellschaftliche Stellung der Gewerkschaften. Vor allem im neoliberalen Politikentwurf gelten sie als wettbewerbswidrige Monopolanbieter des gesellschaftlichen Arbeitskrfteangebots, als Treiber von Arbeits- und Sozialkosten, als Rationalisierungs- und Innovationsbremse sowie als Hindernis bei der Strkung der nationalen Wirtschaftsstandorte. Und da auch die neue Sozialdemokratie auf unregulierte Mrkte und einen schlanken Staat ohne institutionelle Interessenvermittlungsstrukturen setzt, werden auch die sozialkonomische Ordnungsfunktion und die mglichen korporatistischen Integrationsleistungen, nicht wirklich als wertvoller, gesellschaftlicher Beitrag anerkannt.
 

Gewerkschaften im Finanzmarktkapitalismus
Entsprechend fielen die Politiken der neoliberal oder neusozialdemokratisch gefhrten Regierungen in Europa aus. Doch damit nicht genug: Mehr noch als diese Regierungspolitiken machen den Gewerkschaften die Mechanismen der neuen Kapitalismusformation zu schaffen, die sich unter dem Druck von Globalisierung und antiwohlfahrtsstaatlichen Politikstrategien allmhlich herausgebildet hat. Der neue Finanzmarktkapitalismus, so eine weit verbreitete Auffassung, bentige aufgrund seiner politischen konomie die Gewerkschaften weder als arbeitsmarktpolitische Schtzerin der Arbeitskraft noch als komplementre Regelungsinstitution zur Wahrung des makrokonomischen Gleichgewichts und gesellschaftlicher Kohsion. Kurzerhand werden daher die Gewerkschaften zum Anachronismus gestempelt und die Indikatoren der gewerkschaftlichen Schwchung  sinkende Verhandlungsmacht in den betrieblichen und tariflichen Aushandlungsprozessen, Schwchung der gewerkschaftlichen politischen Lobbymacht, sinkende gewerkschaftliche Organisationsgrade sowie abnehmende Mitgliederzahlen und Ressourcen  werden als Belege fr einen quasi unaufhaltsamen Niedergangsprozess der Gewerkschaften gedeutet.Bei diesem, Gewerkschaften grundstzlich infrage stellenden, Finanzmarktkapitalismus handelt es sich um eine Konfiguration von Institutionen und Regulierungen, in der die Finanzmrkte dominieren. Die Schlsselakteure und Spielregeln der globalen Finanzmrkte bestimmen die Vernderungsrichtung und -geschwindigkeit in Unternehmen und Gesellschaft. Der renditegetriebene Beschftigungsabbau und die Prekarisierung der Lebenslagen bis weit in die arbeitnehmerische Mitte hinein, erhht die Erpressbarkeit der Belegschaften. Betriebliche und wirtschaftliche Restrukturierungen untergraben sukzessive die gewerkschaftliche Verhandlungsmacht in der Betriebs- und Tarifpolitik. Die erhhte Kapitalmobilitt sowie die weitgehende Bindungslosigkeit der institutionellen Akteure ermglicht die Drohung mit der Exit-Option und die Strkung der Verhandlungsposition der Unternehmensleitungen, whrend die Gewerkschaften an Verhandlungsmacht verlieren. 
Unter diesen Bedingungen rutschen die Gewerkschaften in eine Art Sandwich-Konstellation. Von unten schmelzen im Zuge der finanzmarktgetriebenen Restrukturierungsmanahmen und der Exit-Optionen der Unternehmen die Grundlagen gewerkschaftlicher Organisations- und Verhandlungsmacht. Und von oben wchst der Druck durch die Regierungspolitiken, die durch die Perforierung der Arbeitnehmerschutzrechte, die Privatisierung sozialer Risiken und Frderung der Kapitalmarktakteure die Arbeitsmarktkonkurrenz verschrft und Gegenspieler der Gewerkschaften strkt.
 

Optionen einer gewerkschaftlichen Revitalisierung
Und dennoch: Auch wenn es leichtfertig wre, die Dimension der Defensive zu unterschtzen, so lassen sich doch Hoffnungsschimmer ausmachen. Diese werden im Rahmen eines Forschungsansatzes sichtbar, der als Strategic-Unionism-Approach bezeichnet wird und dessen Arbeiten als Labor Revitalisation Studies allmhlich einen eigenen Forschungszweig zu konstituieren beginnen. Er beruht auf der Prmisse, dass sozialen Akteuren gerade in Perioden struktureller Vernderungen prinzipiell unterschiedliche strategische Handlungsoptionen zur Verfgung stehen, die mit Blick auf die anvisierten Ziele unterschiedliche Eignungen aufweisen. Wie erfolgreich die Akteure bei der Auswahl der Strategieoptionen und wie hoch ihre Fhigkeit zur Generierung innovativer Praktiken sind, hngt vor allem von einer realistischen Analyse des Handlungskontextes, problemadquaten Handlungsstrategien und der Fhigkeit zur Generierung von Durchsetzungsmacht ab.Im Rahmen der Gewerkschaftsforschung wendet sich dieser Ansatz insbesondere gegen die implizierte Zwangslufigkeit der diversen Niedergangsprognosen und betont Mglichkeiten und Verantwortung der Gewerkschaften fr die Realisierung vorhandener Strategieoptionen, denen Revitalisierungspotenziale inhrent sind
(strategic choice).
 

Gewerkschaften als konstruktive Veto-Spieler
Die Nutzung von Freirumen fr strategische Entscheidungen setzt jedoch ein adquates gewerkschaftliches Rollen- und Strategieverstndnis voraus. Der Begriff des konstruktiven Vetospielers versucht ein solches Verstndnis zu beschreiben. Es geht davon aus, dass sich der bergang von der fordistischen Formation zu einem neuen sozial- konomischen Entwicklungsmodell ber machtbasierte Verteilungs- und Aushandlungskonflikte vollzieht und die Fhigkeit einer hinreichenden Mobilisierung von Machtressourcen die Voraussetzung dafr darstellt, sich als Mitspieler etablieren und behaupten zu knnen. Insofern kommt der Mobilisierung von Machtressourcen eine Schlsselrolle zu. Gleichwohl wird die darauf beruhende Veto-Macht konstruktiv in dem Sinne eingesetzt, als sie nicht auf die Konservierung der Status-Quo-Strukturen, sondern auf die Prsentation und Durchsetzung eigener Beitrge zur Neu-Konstruktion des sozial-konomischen Entwicklungsmodellssetzt. Der Mobilisierung von Veto- Macht zur Verhinderung problemverschrfender Modernisierungsstrategien wird die Mobilisierung von Vernderungsmacht zur Durchsetzung problemlsender Politikkonzepte zur Seite gestellt.Ob dem in die Krise geratenen Fordismus dauerhaft der neoliberale Finanzmarktkapitalismus oder ein neues Modell eines re-regulierten, neo-sozialen Wohlfahrtskapitalismus folgt, ist letztlich Resultat sozialer Kmpfe und politischer Aushandlungsprozesse. Gerade weil den Gewerkschaften im Zuge der Abwicklung des fordistischen Wohlfahrtsstaates die externen Organisationshilfen des Korporatismus abhanden kommen, wchst die Bedeutung der Machtressourcen, die sie autonom zu generieren in der Lage sind. In Anlehnung an Max Weber formuliert: Auch fr die Gewerkschaften geht es um die Fhigkeit, in sozialen Bezgen eigene Zukunftskonzepte aus eigener Kraft gegen die Gegenentwrfe von Kapital und neusozialdemokratischer Politik durchzusetzen zu knnen.
 

Perspektive einer Mosaik-Linken
Der Weg hin zu einer Revitalisierung der Gewerkschaften ist zweifelsohne noch weit. Er msste die Reaktivierung der Gewerkschaften als konstruktive Vetospieler, die Strkung der gewerkschaftlichen Reprsentanz in den Betrieben, die Stabilisierung des Flchentarifvertrages, die Reformulierung eines gesellschaftspolitischen Mandats, die berwindung der gewerkschaftlichen Mitgliederverluste sowie eine sachgerechte Modernisierung der Organisationsstrukturen umfassen.Gleichwohl wre ein erfolgreicher Wiederaufbau gewerkschaftlicher Verhandlungs- und Organisationsmacht eine wichtige Etappe bei der unverzichtbaren Neugrndung einer gesellschaftlichen Linken. Diese Neugrndung setzt eine breitere zivilgesellschaftliche Aktivierung und die Formierung eines gegenhegemonialen Blocks voraus, der die immer offensichtlicher werdenden Risse im Geblk des Neoliberalismus nutzt. Es ginge um die politische Zusammenfhrung jener Gegenbewegung gegen die Teufelsmhle des (heute vor allem Finanz-)Marktes (Karl Polanyi), der erneut die Substanz der Gesellschaft als solche angreift. 
Eine solche Gegenbewegung msste als Bndnis derjenigen Akteure entstehen, die gegenwrtig noch relativ isoliert in ihren Handlungsfeldern an der Bewltigung der Probleme der neuen Kapitalismus- Formation arbeiten. Zu nennen sind neben den Gewerkschaften die globalisierungskritischen Bewegungen, Nichtregierungsorganisationen, Teile der Kirchen, die diversen sozialen Selbsthilfe-Initiativen, Mitglieder politischer Parteien und nicht zuletzt die kritischen Teile der kulturellen Linken, wie etwa WissenschaftlerInnen und Intellektuelle.
Eine solche Bewegung htte nach dem Prinzip der autonomen Kooperation nach gemeinsamen politischen Projekten und Zielen zu fahnden, sollte sich aber vor einem zu weiten Vereinheitlichungsanspruch hten. Es spricht vieles dafr, dass eine neue Kultur der wechselseitigen Toleranz und der Akzeptanz der spezifischen Bewegungs- und Organisations-Kulturen die Schlsselressource eines solchen Bndnisses darstellt. Die Bewahrung der organisationskulturellen Autonomie der Kooperierenden muss der Attraktivitt einer solchen Bewegung keineswegs abtrglich sein. Wie ein Mosaik seine Ausstrahlungskraft als Gesamtwerk entfaltet, obwohl seine Einzelteile als solche erkennbar bleiben, knnte eine neu gegrndete Linke als heterogener Kollektivakteur wahrgenommen und geschtzt werden.
Die Grndung einer solchen Mosaik-Linken im Finanzmarktkapitalismus stellt einen Kontext dar, auf den sich auch die gewerkschaftliche Strategiedebatte beziehen sollte. Wollen die Gewerkschaften in einem solchen Prozess eine relevante Rolle spielen, mssen sie die Anstrengungen zur Weiterentwicklung ihrer Durchsetzungskraft verstrken. Dabei bleibt die Fhigkeit zur Mobilisierung eigener Machtressourcen die entscheidende Vorbedingung dafr, sich als konstruktiver Vetospieler erfolgreich in einen Prozess einschalten zu knnen, in dem die berwindung des Neoliberalismus zu einer realen Option wird.





will i ever be free?

Rosemarie Will, die Vorsitzende der Humanistischen Union, im Interview
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prager frhling: Gibt es Ihrer Meinung nach einen Zusammenhang zwischen Freiheit, Demokratie und Brgerrechten auf der einen und Wirtschafts- und Gesellschaftssystemen auf der anderen Seite?
Rosemarie Will: Der Zusammenhang zwischen Freiheit, Demokratie und Brgerrechten auf der einen und Wirtschaftsund Gesellschaftssystemen auf der anderen Seite ist untrennbar. Brgerliche Grundrechtskataloge enthalten immer neben Freiheits- und Gleichheitsrechten die Eigentumsfreiheit und damit auch die Entscheidung fr ein bestimmtes Wirtschafts- und Gesellschaftssystem. Kommunistische Systeme konstituieren sich ber die Verstaatlichung der Masse der Produktionsmittel. Dies geht einher mit einem besonderen verfassungsrechtlichen Schutz des verstaatlichten Eigentums und der Einschrnkung bzw. der Aufhebung der Privateigentumsfreiheit. Ist das Eigentum im Wesentlichen dem Staat unterstellt, hat der Einzelne auerhalb der staatlichen Verfgungsbefugnisse keine nennenswerte Verfgungsgewalt ber wirtschaftliche Mittel. Fehlen Sicherungen des Privateigentums, wird individuelle Selbstbestimmung weit ber den Bereich des Wirtschaftens hinaus ausgeschlossen.
In kommunistischen Regimes kann sich der Einzelne nicht nur wegen des diktatorischen politischen Regimes und des Fehlens der politischen Grundrechte nicht mehr frei bettigen, sondern vor allem deshalb nicht, weil der Staat als Eigentmer existenziell in die Privatsphren eingreifen kann, ohne sich dafr rechtfertigen zu mssen. An die Stelle von Freiheit- und Eigentumsgewhrleistungen treten Regelungen ber Arbeit, Bildung, Wohnung usw. Fr den Einzelnen wird durch diese Regelungen nicht Freiheit vom Staat gewhrleistet, sondern ihm wird ein Platz im Gesamtsystem zugewiesen. Fr den Einzelnen werden bestenfalls materielle Gter zur Verfgung gestellt, ber deren zur Verfgungstellung der Einzelne in die Gesellschaft eingegliedert wird.
Die Grundrechte werden in einem solchen Wirtschafts- und Gesellschaftssystem zu Wirkungs-, Beteiligungs- und Anteilsrechten umgedeutet. Sie gewhrleisten nicht subjektive Rechte gegenber dem Staat, sondern sie regeln die Pflichten des Einzelnen in Staat und Gesellschaft. Sie verlieren auf diese Weise auch die Funktion, Minderheiten einschlielich politischer Oppositionen zu schtzen. Die staatsorganisatorischen Regelungen in kommunistischen Verfassungen ber die fhrende Rolle der Partei, die Gewalteneinheit (statt Gewaltentrennung) und den demokratischen Zentralismus, sichern die vorgenannten umgedeuteten Grundrechtsfunktionen ebenso ab, wie die Gewaltenteilung und das Rechtsstaatsprinzip die Funktion von Freiheitsrechten als subjektive Rechte in brgerlichen Verfassungen absichern.
prager frhling: Im sozialen Bereich verlegt sich die Politik mehr und mehr auf Eigenverantwortung der Brgerinnen und Brger. Gleichzeitig wird mit der Einschrnkung politischer Rechte die Selbstbestimmung massiv beschnitten. Wie passt diese gegenlufige Entwicklung aus Ihrer Sicht zusammen?
Rosemarie Will: Lange vor dem 11. September 2001 haben durch den Prozess der Globalisierung einseitig am Markt orientierte Grundrechtstheorien an Boden gewonnen. Alles Wissen ber die tatschlichen Voraussetzungen von Freiheit, Gleichheit und Eigentum in der brgerlichen Gesellschaft wurde durch sie relativiert, zum Teil negiert. Die Folge war, dass der Sozialstaat als Errungenschaft des 20. Jahrhunderts demontiert und darber hinaus auch klassische Staatsfunktionen privatisiert und konomisiert wurden.
Die Politik nach dem 11. September 2001 hat in diesem Kontext nicht nur eine weitergehende Einschrnkung von Freiheitsrechten bewirkt, sondern zum Teil auch deren Suspendierung. Der Terrorist wurde als feindlicher Krieger identifiziert: Ihm gegenber sollten politische Freiheitsrechte nicht mehr gelten. Da die Terrorismusgefahr berall, immer und durch Jedermann entstehen konnte, ist man dazu bergegangen, nicht nur gefangene Terroristen und des Terrorismus Verdchtige ihrer Rechte zu berauben, sondern Alle und Jeden unter Verdacht zu stellen. Im Kampf gegen den Terrorismus werden Grundrechtseinschrnkungen deshalb auch anlasslos ohne konkreten Verdacht gegenber Jedermann verfgt. Wird so verfahren, werden Grundrechte, wie zum Beispiel das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung im Rahmen der so genannten Vorratsdatenspeicherung, bei der von allen Benutzern elektronischer Medien alle Verkehrsdaten gespeichert werden, nicht nur eingeschrnkt, sondern es wird faktisch aufgehoben. Das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung verbietet dem Staat eine anlasslose Datensammlung. Von Verfassungswegen muss der Zweck jeder staatlichen Datenerhebung im Vorhinein hinreichend genau bestimmt werden. Sammelt der Staat aber wie bei der Vorratsdatenspeicherung anlasslos nur unter Berufung auf eine berall und immer existente Terrorismusgefahr Daten, schrnkt er nicht nur das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung ein, sondern hebt es auf.
Die verfassungsrechtlichen Reaktionen auf die Globalisierung und die vermeintliche Terrorgefahr verlaufen parallel. Sie stehen aber insoweit in einem Zusammenhang, als Globalisierung und Terrorismus in einem Zusammenhang stehen. Wegen der Globalisierung und des Terrorismus entledigt man sich der Belastungen des Sozialstaates, schwcht Staatlichkeit durch Privatisierung und vermeintliche konomisierung.
prager frhling: Brgerrechtliche Proteste, wie die Aktivitten gegen die Volkszhlung Mitte der 80er Jahre, haben sich mit vergleichbarem Erfolg in den letzten Jahren nicht wiederholt. Anlsse hierzu gab es jedoch zur Genge. Deshalb wird vielfach auf eine neue Brgerrechtsbewegung gehofft. Wie schtzen Sie derzeit das brgerrechtliche Klima in der Gesellschaft ein?
Rosemarie Will: In diesem Klima engagieren sich zum einen immer mehr Brger fr den Schutz und die Erhaltung der Grundrechte. Zugleich wchst aber in einem Teil der Bevlkerung auch die Bereitschaft, Grundrechte zugunsten vermeintlicher Sicherheit aufzugeben. In der Brgerrechtsfrage ist die Gesellschaft  wie bei vielen anderen Themen  tief gespalten. Anlsse, die auf eine neue Brgerrechtsbewegung hoffen lassen, sind vor allem die wiederkehrenden Versuche, flchendeckende berwachungen einzufhren bzw. den Kernbereich privater Lebensgestaltung zu berwachen (siehe Vorratsdatenspeicherung, scannen von Autokennzahlen, Videoberwachung des ffentlichen Raumes, Onlinedurchsuchung). Solange in diesen Fllen der Gang nach Karlsruhe erfolgreich bleibt, werden sich brgerrechtliche Proteste und Aktivitten auf den Gang nach Karlsruhe konzentrieren. Die eigentliche Frage ist, was passiert, wenn dieser Mechanismus, der ja auch bei der Volkszhlung 1984 erfolgreich war, nicht mehr funktioniert. Das lsst sich derzeit  angesichts der gewachsenen politischen Strukturen  nicht voraussagen, ohne in unzulssige Spekulationen zu verfallen.
prager frhling: Verschrfungen von Polizeigesetzen, Bundeswehreinstze im Inneren, Ausweitung des Strafrechts, Datensammelwut stehen auf der Tagesordnung  zumeist befindet sich brgerrechtliche Politik in einem Abwehrkampf. An welchen Punkten sehen Sie Ansatzmglichkeiten einer Reformpolitik hin zu einem Ausbau von Brgerrechten? Welche brgerrechtlichen Fragen brennen Ihnen unter den Ngeln?
Rosemarie Will: Deutschland gewhrleistet im internationalen Vergleich einen hohen Grundrechteschutz. Ansatzmglichkeiten einer Reformpolitik hin zu einem Ausbau von Brgerrechten stellen sich deshalb fr eine Brgerrechtsorganisation tatschlich seltener als die Organisation des Abwehrkampfes gegen den Abbau und die Verletzung von Grundrechten. Die Humanistische Union hat aus Anlass der Verfassungsbeschwerde gegen die Onlinedurchsuchung den grundrechtlichen Schutz der neuen Sphre in den elektronischen Medien eingefordert und mit dem Schutz der Unverletzlichkeit der Wohnung verglichen und sich nach dem Karlsruher Urteil zur Onlinedurchsuchung auch damit durchgesetzt. Als Vertreterin einer Brgerrechtsorganisation in Deutschland mchte ich deutlich machen: Uns beunruhigen vor allem konzeptionelle Vernderungen, die die Wirksamkeit der Freiheitsrechte bedrohen. Zum einen wird das Trennungsgebot zwischen Geheimdiensten und Polizei aufgegeben bzw. stark relativiert. Am Beispiel der im letzten Jahr eingefhrten Terrordateien ist dies besonders deutlich geworden. Zum anderen soll die Bundeswehr im Inneren auch mit militrischen Mitteln eingesetzt werden. Entsprechende Verfassungsnderungen werden selbst noch nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum Luftsicherheitsgesetz, mit dem die Bundesregierung gescheitert ist, immer wieder angekndigt. Hinzu kommt, dass die staatlichen Repressivfunktionen tendenziell zentralisiert werden. Wir befrchten, dass wir diese Entwicklung  trotz verstrkter Bemhungen dagegen  dauerhaft nicht werden aufhalten knnen. Die jeweils an der Macht befindlichen Parteien  ob Rot-Grn oder groe Koalition  gehen diesen Weg stetig weiter. Was fehlt, ist in den Parteien  auch bei der Linkspartei  ein Bewusstsein ber die Gefahren des Freiheitsabbaus zugunsten vermeintlicher Sicherheit.
prager frhling: Welche sind nach Ihrer Einschtzung die gesellschaftlichen Akteure, mit denen Sie Ihre Forderungen in die Realitt umsetzen knnen?
Rosemarie Will: Gesellschaftliche Akteure, mit denen brgerrechtliche Forderungen in die Realitt umgesetzt werden knnen, fehlen in Deutschland. Die Parteien geben brgerrechtliche Standpunkte auf, sobald sie an der Macht sind. Auch bei den Globalisierungsgegnern steht die Brgerrechtspolitik nicht im Mittelpunkt. Die wenigen national vorhandenen Brgerrechtsorganisationen werden in der Mediengesellschaft zunehmend marginalisiert. Es scheint so, als mssten die derzeitigen Globalisierungsgegner lter und erfahrener werden, um als Akteure fr die Durchsetzung von Brgerrechten in Frage zu kommen.





geistige kofferträger

Der Kommentar zum Thema Nachwuchspolitiker

Michel Friedman

Wo sind sie - die auffälligen, unkonventionellen, unangepassten Nachwuchspolitiker? Wo sind die jungen, engagierten – ich wage den Begriff, auch wenn er altmodisch klingt - Idealisten, die für ihre Inhalte kämpfen und anecken. Wer ist daran schuld, dass in allen Parteien kaum noch Nachwuchs vorhanden ist und die Jugendorganisationen implodieren? Zu Recht kennt man sie kaum, die jungen Politiker und Politikerinnen. Ich habe den Eindruck, dass die meisten, die sich heute engagieren, sich vorwiegend mit ihrer innerparteilichen Karriere beschäftigen, statt mit ihren Visionen. Sie sind angepasst, viele von ihnen sind geistige Kofferträger (auch physische). Viel zu früh konzentrieren sie sich auf Politik als Beruf, statt einen richtigen Beruf zu erlernen und auszuüben. Viel zu früh wird das existentielle Überleben gekoppelt mit der politischen Tätigkeit. Dadurch sind sie noch anfälliger für Maulkörbe und werden konsequent inhaltlich unauffällig.
Es stimmt zwar, dass die Domestizierung der Parteiapparate gewachsen ist. Es stimmt auch, dass die Entpolitisierung der Gesellschaft dazu geführt hat, dass intensive, intellektuelle und inhaltliche Debatten mit einem idealistischen Ziel keine Konjunktur haben – aber seit wann interessiert das die Jugend? Man kann zu den 68ern stehen wie man will. Man kann die außerparlamentarische Opposition der 70er Jahre kritisch beäugen. Aber sie waren ein Stachel im Pelz der Gesellschaft und der Parteien. Es ist keine nostalgische Verklärung, wenn man feststellt, dass die Jusos bei der SPD und die grüne Bewegung vor allen Dingen junge Menschen motiviert haben. Traurig ist, dass diese ehemaligen jungen, heute etablierten Politiker, anscheinend den nächsten Generationen genauso autoritär und spießig entgegentreten, wie man es mit ihnen gemacht hat.
Trotzdem: Seit langem sind die Herausforderungen und Umwälzungen nicht so grundsätzlich gewesen wie in der Gegenwart. Die Globalisierung, die Neujustierung der sozialen Marktwirtschaft, die Frage der Gerechtigkeit, der Umwelt, der Terrorismus, der Umgang mit Schuldenstaaten und Diktatoren und die Erweiterung der europäischen Idee sind nur wenige Stichworte. Neues Denken, unbequemes Denken, teilweise auch schräges und unerträgliches Denken ist gefragt. Auch eine Portion Naivität, gepaart mit Unerfahrenheit und der rosaroten Brille junger Seelen und Blickwinkel müssen das fest zementierte Denken der Älteren ergänzen und erschüttern. Über- und außerparteiliche „think tanks“ sind notwendig, Permeabilität statt sture Pragmatik. Wertedebatten außerhalb des Üblichen. Überraschendes. Aufregendes. Eigentlich paradiesische Umstände für junge politische Menschen, sich nach innen und außen darzustellen.
Eine demokratische Gesellschaft hat keine Zukunft, wenn sie dieses Entwicklungs- und Protestpotential nicht hat. Vielleicht ist das eines der Hauptgründe für die Lähmung Deutschlands. Eine dicke, klebrige Paste paralysiert die politische Kultur. Daran ist nicht nur die große Koalition schuld, sondern diejenigen, die es nicht nutzen, gerade in solch einer Phase durch seriöse, aber trotzdem unkonventionelle Gedanken aufzufallen.
Natürlich besteht die Gefahr, dass solches Denken schnell durch die vielen Etablierten und Ängstlichen mit harten Knüppeln weggerückt wird. Aber wem, wenn nicht den Jüngeren müsste das egal sein. Ich jedenfalls wünsche mir eine lebendige Generation von Nachwuchspolitikern, die weitaus mehr an ihren Idealen, als an ihrer Karriere arbeitet.




bringschuld einlösen

DIE LINKE muss Theorie und Praxis einer sozialistischen Bürgerrechtspartei neu begründen

Lena Kreck und Jörg Schindler
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DIE LINKE will sozialistische Brgerrechtspartei sein  ein hehrer Anspruch! Ob bei G8-Protesten, Vorratsdatenspeicherung oder der Datensammelwut der Hartz- IV-Behrden: Man mchte Ansprechpartnerin fr diejenigen sein, die sich mit staatlichen Repressionen und berwachung nicht abfinden wollen. Tatschlich ist die neue Partei dies vielfach  und muss es auch sein. Nur so kann sie sich von dem Makel ihrer Geschichte befreien. Schlielich hatte ihre realsozialistische Vorgngerin ein vollstndig anderes, autoritres Verstndnis des Verhltnisses zwischen Brger und Staat. Dessen Grundlage bildete die Annahme, dass die Partei als Vollstreckerin einer historischen Mission im Sinne des allgemeinen Fortschritts schon dabei die Interessen der groen Mehrheit so gut bercksichtigen wrde, dass es so brgerlicher Errungenschaften wie Gewaltenteilung, Meinungsfreiheit, Streikrecht, Recht auf politischen Dissens usw. nicht mehr bedrfe.
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So richtig dieses gewandelte Verstndnis ist, so wenig gengt es, sich selbst nur als neue Brgerrechtspartei zu proklamieren. Eine sozialistische Partei, die Brgerrechtspartei sein will, bentigt ein real erfahrbares Profil  in Theorie und Praxis. Es braucht eine politische Theorie sozialistischer Brgerrechtspolitik. Diese muss die Erkenntnisse der klassischen Brgerrechtspolitik aufnehmen. Kein Zurck hinter den brgerlichen Rechtsstaat! Es lebe die Gewaltenteilung! Aber es gibt auch Dissense mit dem klassischen Brgerrechtsspektrum. Dass beispielsweise Rosemarie Will im vorstehenden Interview smtliche Grundrechte angetastet sieht, sobald das private Eigentum an Produktionsmitteln eingeschrnkt wird, verdeutlicht den unterschiedlichen Ansatz. Als bloe Abwehrrechte verstanden, sind Grundrechte gefesselte Riesen. Schlielich bedrfen Menschen nicht nur des gesetzlichen Brgerrechts, sondern auch der praktischen Mglichkeit hierfr: etwa Bildung, um Prozesse zu verstehen, Geld, um die Reisefreiheit zu nutzen, oder auch eigene Medien, wie prager frhling statt BILD. Grundrechte sind mehr als Zuflucht der vielen Davids gegen einige Eigentmer-Goliaths. Eine sozialistische Brgerrechtspolitik versteht deshalb Grund- und Freiheitsrechte nicht nur als Abwehrrechte, sondern gerade auch als Teilhaberechte.
Zudem braucht es aber eine politische Praxis einer Brgerrechtspartei. Das Problem der LINKEN ist hierbei die latente Neigung vieler Mitglieder, im Eifer des Gefechts oder aus schlechter Tradition, Lsungsanstze zu bevorzugen, die mit einem emanzipatorischen Gesellschaftsbild nicht zu vereinbaren sind. 
Will sich DIE LINKE also als Brgerrechtspartei etablieren, ist jenseits rhetorischer Proklamation eine NeuBegrndung Voraussetzung. Prmissen sind die Idee des mndigen Brgers, die klare Trennung zwischen Brger und Staat, Gewaltenteilung und umfassender grundrechtlicher Schutz. Dieses Verstndnis muss sich in allen Bereichen der Partei durchsetzen. Nur so kann man sich auf eine sozialistische Brgerrechtspolitik verstndigen. Letztlich geht es auch darum, den Einwand, Egalitt schaffe politische Konformitt und tte Individualitt und Selbstentfaltung ab, durch ein attraktives Bild einer freien, sozialistischen Gesellschaft zu entkrften. Hier ist DIE LINKE derzeit in der Bringschuld. Wird diese jedoch beglichen, bietet sich fr die klassische Brgerrechtspolitik ein neue Akteurin, ein neues Subjekt und eine offensivere Perspektive, um gemeinsam gegen den repressiven berwachungsstaat zu kmpfen.





ex oriente lux?

Die Europäische Linke in Mittel- und Osteuropa

Juliane Nagel
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Die spezifischen Rahmenbedingungen linker Bewegungen in den Staaten des ehemaligen Ostblocks stellen fr die europische Linke nach nunmehr achtzehn Jahren postkommunistischer Systemtransformation weiterhin eine Herausforderung dar. Fausto Bertinotti, der ehemalige Vorsitzende der Europischen Linken (EL), forderte in seinen 15 Thesen fr eine europische Linke, dass die Partei der Europischen Linken ein eigenes politisches Subjekt werden solle. Ein Subjekt, an dem soziale, politische und kulturelle Organisationen teilhaben, die sich von den (etablierten) politischen Parteien unterscheiden. Die EL solle mehr als die Summe ihrer Teile  also nationaler Mitgliedsparteien  sein. Ein hehrer Normativ, von dem die Europische Linkspartei in ihrer jetzigen Verfasstheit noch weit entfernt ist.
Die Integrationsfhigkeit in Richtung Osteuropa stellt den Anspruch der EL zugleich vor eine nicht zu unterschtzende Herausforderung. Obgleich die mittelost- und osteuropischen Staaten der Staatssozialismus verbindet, verliefen die Entwicklungspfade der ehemaligen staatstragenden Parteien nach dem Systemwechsel sehr verschieden. Viele dieser ehemaligen Staatsparteien nennen sich zwar kommunistisch, sind aber nicht links: Sie trauern den alten Zeiten nach. Anknpfungspunkte fr die Europische Linke sind aber auch in der sonstigen politischen Landschaft schwer auszumachen. Die Durchsetzung eines harten neoliberalen Kurses vernderte in den letzten Jahren den mentalen Zugang zur EU in den Bevlkerungen: Dominierte in den 1990er Jahre eine positive Erwartungshaltung auf Wohlstand und Demokratie, verwandelte sich diese sukzessive in eine EU-skeptische Grundstimmung. Nichts desto trotz beziehen sich emanzipatorische linke Akteure sowohl in Tschechien als auch in Polen positiv auf die Idee eines sozialen, demokratischen Europas. Schlielich bedeutet die EU-Integration fr nicht wenige Teile der Gesellschaft auch Wohlstandsmaximierung und den barrierefreien Austausch der jeweiligen demokratischen und kulturellen Errungenschaften. Allein das bersetzen von Werken der postmarxistischen oder postmodernen Denkschulen oder die Formulierung gemeinsamer soziale Forderungen, wie die nach einem europaweiten, flchendeckenden Mindestlohn, sind Beispiele fr praktisches Crossbordering. In Zeiten des Standortgerangels erwarten gerade osteuropische Linke von ihren politischen und gewerkschaftlichen PartnerInnen im Westen Signale grenzberschreitender Solidaritt. Ganz konkreter Hilfestellungen bedrfen beispielsweise die zahlreichen WanderarbeiterInnen aus dem Osten, deren Arbeitskraft in den EU-Alt-Staaten nur zu gerne zu den miesesten Konditionen ausgebeutet wird.
Ein Blick auf die Linke in Polen und Tschechien zeigt, dass das Verhltnis zum Staatssozialismus und den Ereignissen im Jahr 1968 weiterhin eine Demarkationslinie bleibt. Aus dem Grndungsparteitag der Partei der Europischen Linken im Jahr 2004 zog die Kommunistische Partei Bhmens und Mhrens (KSCM) aus, weil sie mit der im Statut verankerten Absage an das stalinistische, repressive Kapitel der eigenen Geschichte nicht mitgehen wollte. Die zarten Pflnzchen sozialer und linker Bewegungen suchen in Tschechien kaum die Nhe der Kommunisten. Und auch die zu auerordentlicher Strke gekommene Brgerinitiative gegen die Raketenabwehrstationierung trifft in der KSCM jenseits des parlamentarischen Raumes weniger auf eine Partnerin als auf einen die avantgardistische Partei-Karte ausspielenden Akteur. Die fr die tschechische Gesellschaft immer noch identitre Erfahrung des Prager Frhlings einerseits und eine kommunistische Partei, die sich der Option eines demokratischen Sozialismus ideologisch verwehrt andererseits, haben ein Spannungsfeld erzeugt, in dem es fr eine europische Linke kaum positive Anknpfungspunkte gibt. Es bleiben akademische Zirkel, die eurokommunistisch orientiert sind, oder Ein-Punkt-Bewegungen wie die erwhnte landesweit verankerte Friedensinitiative oder Antifa-Gruppen. Ein positiver Bezug auf linke Positionen kann nur mit den aufkeimenden linken und sozialen Bewegungen gestrkt und gesellschaftlich wirkungsmchtig werden. Hier knnte insbesondere die Europische Linkspartei jenseits diplomatischer Abwgungen in Richtung KSCM eine alternativ-linke Plattform bieten.
Die polnische Linke hat einen anderen Weg beschritten, der in der Konsequenz jedoch hnlich diffizile Ausgangsbedingungen fr die politische Linke bietet. Die im Wahlbndnis SLD aufgegangenen Postkommunisten kamen Anfang der 1990er Jahre recht schnell wieder in Regierungsverantwortung. Sie reprsentieren den Typus ehemaliger staatssozialistischer bzw. -kommunistischer Parteien, die den Dritten Weg der modernisierten Sozialdemokratie beschritten und damit dem neoliberalen Gesellschaftsumbau den Weg geebnet haben. Hier liegt eine zentrale Ursache fr die Schwche und Segmentierung der Linken in Polen. Anknpfungspunkte fr eine europische Linke gibt es dennoch zuhauf, insbesondere im Bereich gewerkschaftlicher Basisbewegungen jenseits der groen Zentralen, bei sozialen Bewegungen, AnarchistInnen und einer sich etablierenden Bewegung fr Gleichberechtigung von Lebensweisen.
Nicht Vorbehalte, vorsichtige Distanz oder gar Mitleid sind es, was osteuropische Linke von einer europischen Linken erwarten. So einfach es klingen mag: Der praktische Austausch, die gemeinsame Theorieentwicklung und debatte sowie der gemeinsame und konkrete Kampf fr bessere Lebenslagen und Freiheitsrechte sind und bleiben das Patentrezept.





Sinistra europea?

Zum Regenbogen und den Eckpunkte einer linke Europapolitik

Fabio Amato

Die italienische Linke stellt sich aktuell einer historischen Herausforderung: Die Rifondazione Comunista, die Grünen, die Partei der italienischen Kommunisten und die Demokratie Linke – der linke Flügel der Linksdemokraten, der sich nicht an der Gründung der zentristischen Demokratischen Partei beteiligt hat – verständigten sich auf die Wahlallianz Sinistra, l’Arcobaleno (Die Linke - Der Regenbogen) und traten im April zu den Wahlen an. Die Linke hat die historische Pflicht ein politisches Subjekt zu rekonstruieren, das fähig ist eine demokratische und progressive Kultur zu befördern und der sozialen Frage wieder zur Repräsentanz zu verhelfen.
Im Mittelpunkt unseres Angebots ist eine wirtschafts- und sozialpolitische Alternative zum neoliberalen Modell, der Kampf gegen Prekarisierung und für eine nachhaltige Ökologiepolitik, die Verteidigung des Laizismus und der individuellen und kollektiven Freiheiten, eine Friedenspolitik statt permanentem Krieg und Aufrüstung.
Die Europäische Linke macht ähnliche Inhalte zum Thema. Nach den ersten Jahren ihrer Gründung und Konsolidierung ist es an der Zeit mehr gemeinsame Initiativen zu entwickeln. Dabei sollten wir uns auf drei Punkte konzentrieren: Demokratie, soziale Gerechtigkeit und Frieden. Demokratie ist deshalb so wichtig, weil der Reformvertrag weiterhin auf ein neoliberales Wirtschaftsmodell orientiert und den undemokratischen Charakter europäischer Institutionen unberührt lässt.
Ein Prozess der Konstitutionalisierung ist notwendig, der die Bevölkerung nicht ausschließt. Soziale Gerechtigkeit ist Schwerpunkt, weil das Projekt der Flexicurity darauf zielt, Prekarität auszuweiten und die Privatisierungspolitik in der EU weitergeht. Stattdessen muss die öffentliche Daseinsvorsorge erhalten und ausgebaut werden. Wir brauchen einen europäischen Sozialstaat und einen gemeinsamen Rahmen des Arbeitsrechts. Im Bereich der Fiskalpolitik sollten wir auf der Einführung der Tobin Steuer insistieren. Friedenspolitisch ist es wichtig, dass sich die EU aus der Unterordnung unter die US-Außenpolitik befreit. Eine eigenständige Außenpolitik der EU muss sich für eine Weltordnung einsetzen, die das internationale Recht respektiert, sich für Frieden und gegen präventive Kriegsführung einsetzt. Statt für Aufrüstung sollte sie sich für eine globale Agenda der Abrüstung einsetzen.
Die nächsten Europawahlen werden ein wichtiger Test. Die Legitimitätskrise der EU-Institutionen kann nur mit demokratischer Partizipation überwunden werden. Ohne eine wirkliche Alternative zum gegenwärtigen Zustand der EU steigt das Risiko, dass nationalistische, ausländerfeindliche und anti-europäische Kräfte gestärkt aus den Wahlen hervorgehen. Die Europäische Linke muss deutlich machen, dass sie ein anderes Europa, ein Europa der sozialen Gerechtigkeit, des Friedens und des zivilen Rechts will. Wir müssen mit der großen Koalition brechen, die im Namen der Maastrichter Verträge die EU bisher bestimmt hat, auch um unsere Hoffnungen auf eine Gesellschaft der Freien und Gleichen auf die Tagesordnung zu setzen.




ablösung der kalten dekade

Über die Hoffnung auf ein Ende des neoliberalen Winters

Yiannis Bournous

Es ist nicht einfach über Ereignisse zu spekulieren, selbst wenn man versucht hat, seine biologische Abstinenz mit inhaltlicher Beschäftigung zu überdecken. Ich will also zur Situation heute kommen und zu den gegenwärtigen Botschaften eines „Prager Frühlings“, die in einer langen und turbulenten Periode, dem neoliberalen Winter, entwickelt wurden. Nach der langen, kalten Dekade der neunziger Jahre zeigen die neuen Forderungen, neue Bewegungen und Methoden, neue Konvergenzen und politische Praktiken in den letzten Jahren, dass es Zeichen für einen kommenden Frühling in vielen Ländern der Europäischen Union gibt.
In den vergangenen Jahren haben sich die sozialen Bewegungen in Europa verjüngt und an Reife gewonnen (insbesondere mit ihrem „altermondialistischen“ Element. Auch deshalb steht der Neoliberalismus heute vor großen Problemen: Es ist ein unflexibles, erdrückendes System, das heute keinen „großen Pakt“ der Kompromisse anbieten kann, um die Ansprüche und Widerstände der europäischen Bürgerinnen und Bürger zu absorbieren. Das keynesianische Rezept der siebziger Jahre steht nicht mehr zur Debatte. Dies führt zu wachsender sozialer Unduldsamkeit, die den gemeinsamen Boden für das Handeln der gesellschaftlichen und politischen Linken, wenigstens im europäischen Maßstab, bereitet.
Der entscheidende Punkt für uns muss sein, auf der stetigen Erneuerung unserer politischer Praktiken zu bestehen, um neue Räume zu öffnen, in denen sich die wachsenden Gruppen wieder finden, deren Würde und Grundrechte angegriffen werden. Ein gutes Beispiel für eine solche soziale Gruppe ist das neue „wissenschaftliche Prekariat“, das gut ausgebildet ist und dem Arbeitsmarkt als gehorsame und flexible Arbeitskräfte in prekärer Beschäftigung zur Verfügung steht. Tausende von Master-Absolventinnen und Absolventen sowie Doktorandinnen und Doktoranden enden jährlich in der Praktika-Schleife und sind nicht in der Lage ein unabhängiges und emanzipiertes Leben jenseits des Kinderzimmers bei ihren Eltern zu führen.
Gerade aufgrund ihrer guten Ausbildung hat das „wissenschaftliche Proletariat“ hohe Ansprüche und bleibt – trotz der generellen Enttäuschung – ein „dynamisches Publikum“ in unseren Gesellschaften. Deshalb können sie für das System gefährlich werden und deshalb richtet sich ein Großteil der neoliberalen Offensive an die Jugend. Die Herrschenden unterschätzen eben die Kraft der Unwägbarkeit – genauso wie am Platz des himmlischen Friedens, an der Sorbonne oder in Prag. 




die welt nicht ihrem lauf überlassen

Robert Misik interviewt Rossana Rossanda



Robert Misik: Sie haben ein sehr sentimentales Buch über ihre Zeit als Kommunistin geschrieben. 
Rossana Rossanda: Ich war in der Kommunistischen Partei Italiens viele, viele Jahre, von 1943 bis 1969. Dann bin ich ausgeschlossen worden. Sie hatten damit Recht. Schließlich war ich mit ihrer Politik nicht einverstanden. Die italienische Kommunistische Partei hatte aufgehört, Italien grundlegend verändern zu wollen. 1945 waren wir in der Lage die Demokratie überhaupt wieder aufbauen zu müssen. Erst gab es die schrecklichen Jahre des Faschismus, danach die Zweiteilung der Welt. Deswegen war man vorsichtig. Aber in den sechziger Jahren habe ich gemeint, man dürfte auch etwas mutiger sein.
Robert Misik: Für Politik haben Sie sich erst als Studentin interessiert?
Rossana Rossanda: Das war ja nicht meine Entscheidung, die Politik hat sich sozusagen für mich interessiert. Ich war 15 Jahre alt, als 1939 der Krieg ausgebrochen ist. Wir haben den Faschismus verachtet, meine Familie und ich. Aber wir dachten, wir können uns heraus halten. Man musste aber Position beziehen, vor allem nach Beginn der deutschen Besatzung. Ich habe dann im Widerstand ein paar unwesentliche Hilfsleistungen erledigt. 
Robert Misik: Die dunkle Seite des Kommunismus haben Sie damals ziemlich ausgeblendet. Der Aufstand 1953 ist Ihnen gar nicht aufgefallen, Ungarn 1956 hat Sie nicht sonderlich interessiert. Sie beschreiben das sehr selbstkritisch. Fühlen Sie sich schuldig?
Rossana Rossanda: Ich spreche darüber sehr offen in meinem Buch. Aber wissen Sie, das ändert nichts an einem: Ich würde denselben Weg wieder gehen. Wir kamen aus dem Faschismus, der wäre nicht untergegangen ohne die Sowjetunion, und wir hatten eine neue Welt zu entdecken. Der Antifaschismus hat uns zusammen geschweißt.
Wissen Sie, wie unser Verhältnis zum Ostblock war? Wir haben permanent Angst gehabt, dass wieder etwas Schlimmes passiert. Wir wussten, wir können dafür nichts, aber man wird es uns um die Ohren schlagen. Vor jeder Wahl dachten wir: Hoffentlich gibt es nicht noch ein Desaster! Mein Lebenspartner, der aus Polen stammt, sagte immer: Wie konntest Du dich nicht dafür interessieren? Aber ich habe mich nur für das interessiert, womit ich unmittelbar zu tun hatte.
Robert Misik: Die italienische Kommunistische Partei hatte ja auch eine große Anziehungskraft auf Intellektuelle. Ein Denker wie Antonio Gramsci hat sie gegründet, Leute wie der Schriftsteller und Regisseur Pier Paolo Pasolini, der Verleger Feltrinelli und der Autor Italo Calvino gehörten dazu. Was machte die Partei so anziehend für freie Geister?
Rossana Rossanda: Ich war ja auch so eine Intellektuelle! Die KPI war keine geschlossene leninistische Partei wie die in Frankreich. Aber Italien hat sich auch modernisiert, es gab eine rasante Entwicklung. Mir schien alles möglich.
Robert Misik: Sie waren ja in der Parteiführung für die Kultur zuständig. Sie hatten mit den Großen zu tun, nicht nur in Italien: Sie kannten Bertolt Brecht und Jean-Paul Sartre.
Rossana Rossanda: Heute war ich am Dorotheenstädtischen Friedhof. Als ich das erste Mal da war, lagen dort nur Leute, die ich aus Büchern kannte: Hegel etwa, oder Fichte. Heute ist er gefüllt mit Freunden von mir. Bertolt Brecht liegt hier, den hab ich kennen gelernt, als Giorgio Strehler seine Dreigroschenoper inszenierte. Ich wusste übrigens gar nicht, dass Herbert Marcuse, der große linke Soziologe, auch hier begraben ist.
Robert Misik: Ihnen schien alles möglich, die Parteiführung war dagegen übervorsichtig. Für die waren die Studentenbewegung und spontane Streiks Unruhestifter. Warum haben Sie sich auf deren Seite geschlagen?
Rossana Rossanda: 1968 war eine große Chance für die Linke im Westen. Aber sie hat sie nicht genutzt. Deshalb steht sie heute da, wo sie ist. Statt sich auf die Seite der Bewegung zu schlagen, hat die KP beschlossen, sich gegen uns zu wenden, gegen die Gruppe, die „il manifesto“ gegründet hat. So sorgte man dafür, dass sich die neuen Bewegungen der Unzufriedenen isoliert haben.
Robert Misik: In Ihrem Buch verlieren Sie darüber relativ wenige Worte. Kommt da noch ein Buch?
Rossana Rossanda: Ich werde versuchen, noch über die Jahre nach 1968 zu schreiben. Wissen Sie, ich bin Kommunistin geblieben. Ich habe meine Eltern sehr geliebt, aber ich wollte nie wie sie sein. Wir dürfen die Welt nicht ihrem Lauf überlassen.
Robert Misik: Sie sind auch mit mehr als achtzig Jahren sehr aktiv? Noch voll dabei bei „il manifesto“?
Rossana Rossanda: Ich lass die nicht in Ruhe. Jeden Tag rufe ich an. Ich lebe jetzt in Paris. Aber mit Telefon und Internet ist die räumliche Distanz ja kein Problem.
Robert Misik: Was wäre denn ihr Ratschlag für die heutigen Linken in Europa?
Rossana Rossanda: Linke in Europa, gibt’s so was? Jedenfalls gibt es keine Kräfte, die wirklich etwas bewegen können. Wenn in Frankreich die Eisenbahner streiken, schicken die italienischen Bahnarbeiter nicht einmal ein Telegramm. Als ich Politik betrieb, da saß ich bei den Leuten, und ich hab auch gesehen, wenn ich sie langweilte. Heute spricht man im Fernsehen zu den Wählern, da kriegt man gar nichts mehr mit.
Robert Misik: Jetzt regieren in Italien die Ex-Kommunisten. Romano Prodi ist Regierungschef. Sehr unzufrieden damit?
Rossana Rossanda: Zuerst hat sich die Kommunistische Partei zur „Partei der Demokratischen Linken“ gewandelt, und gerade eben zur „Demokratischen Partei“. Jetzt haben sie zwar ein paar Millionen Mitglieder, aber sie wissen nicht, was sie damit sollen. Von den Kommunisten ist nichts übrig geblieben. Bin ich froh, dass sie mich ausgeschlossen haben! Die neue Partei ist ja nicht einmal so etwas wie eine europäische Sozialdemokratie, die wollen alles so machen wie Clinton oder Blair.
Die ungekürzte Fassung des Interviews erschien in profil 3. Dezember 2007




geschichte ist etwas unerbittliches

Daniela Dahn über das Einmischen damals und heute

Daniela Dahn

Im Frühjahr 1968 stand ich kurz vor dem Abitur. Es war in West und Ost eine politisch aufgela-dene Zeit, was uns Schülern natürlich nicht verborgen blieb. Am 2. Juni 1967 war in Westberlin bei einer Anti-Schah-Demonstration der Student Benno Ohnesorg erschossen worden. Der Viet-namkrieg erregte die Gemüter und im April 1968 wurde Martin Luther King ermordet. Warum sich die Studentenbewegung ausgerechnet auf Mao berief, verstanden wir nicht.
In der DDR erprobte Ulbricht seit 1963 eine Liberalisierung der Wirtschaft. Die Veröffentlichung zum Neuen Ökonomischen System (NÖS) enthielt einen wohlwollenden Kommentar von Ota ¦ik, dem späteren Protagonisten der Wirtschaftsreform des Prager Frühlings. Kritische Filme und Bücher ließen auch auf kulturellem Gebiet auf eine Öffnung hoffen. Für uns Jugendliche brachte die Neugründung des Senders DT 64 ungewohnt frische Töne, ähnlich wirkte die Studentenzei-tung „Forum“ und die Heft-Reihe „Saison für Lyrik“.
Doch nach dem Sturz von Chrustschow 1964 begann sich der Wind wieder zu drehen. Das 11. Plenum der SED machte 1965 klar, dass die Spielräume der Kunst wieder auf dogmatisches Maß gestutzt wurden. Breschnew ging auf Ulbrichts Initiative, das NÖS auch im RGW (im Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe) einzuführen, nicht ein. Eine Verbindung von Plan und Markt und mehr Selbständigkeit der Betriebe hätte einen Machtverlust der Zentrale bedeutet, ein Abrutschen in die Marktwirtschaft hielten einige nicht für ausgeschlossen. Umso überraschender dann die hoffnungsvollen Signale aus Prag, die einsetzten, nachdem Alexander Dubček im Januar Gene-ralsekretär der KPČ geworden war. Worum es dabei genau ging, erfuhr man allerdings nur aus den Westmedien.
Die Aussicht auf einen „Sozialismus mit menschlichem Antlitz“ euphorisierte nicht nur mich. Wir waren acht Schüler, die aus einer Tapetenrolle eine überdimensionale Wandzeitung fertigten, mit Zitaten von Alexander Dubček, Ota ¦ik, Roger Garaudy, Enrico Berlinguer und Antonio Gramsci. Außerdem von Ernst Fischer, Mitglied des ZK der Kommunistischen Partei Öster-reichs, der als Renegat galt, was wir in unserer Naivität gar nicht wussten: „Wir brauchen eine Opposition in der Partei.“ Wir schrieben unsere Namen darunter und riefen zur Diskussion auf.
Während einer Unterrichtsstunde hingen zwei unserer Jungs die Wandzeitung heimlich auf, in der nächsten Pause stand eine riesige Traube von Schülern davor. Dann lies der Direktor sie ab-fetzen. Ein Kesseltreiben gegen uns begann, Vorladung vor den Bezirksschulrat, Sperrung vom Abitur. Wir bereiteten uns nicht mehr vor. Drei Tage vor Prüfungsbeginn fanden sich unsere Namen dann plötzlich doch in den ausgehängten Terminlisten. Schikane oder Freundlichkeit? Ich sollte in fünf Fächern antreten, der höchstmöglichen Zahl an Prüfungen. Dann geschah wieder etwas Unerwartetes – drei Lehrer, Genossen und Nichtgenossen, verrieten mir heimlich das Prü-fungsthema. Alle inkriminierten Schüler machten, vermutlich zum Ärger der Direktion, ein auf-fallend gutes Abitur. Mir blieb im Prager Frühling die Erfahrung, dass unerwünschte Einmi-schung zwar viel Nerven kostet, man aber auch Verbündete findet. Und das gute Gefühl, zu sei-ner Meinung gestanden zu haben. Der Einmarsch in unsere Illusionen im August war dann schmerzlich genug.
Dreißig Jahre später war es mir vergönnt, den damals 85jährigen Eduard Goldstücker kennen zu lernen. Was für eine Biografie: 1913 in der Slowakei geboren, Funktionär der kommunistischen Studentenbewegung, 1939 ins englische Exil, die Mutter in Auschwitz umgekommen, nach dem Krieg Diplomat, 1951 verhaftet und zu lebenslänglicher Haft verurteilt, 1955 rehabilitiert, danach Professor für Germanistik an der Karlsuniversität, wo er 1963 die Kafka-Konferenz einberuft, 1968 Vorsitzender des tschechoslowakischen Schriftstellerverbandes und geistiger Vater des Pra-ger Frühlings, Abgeordneter der Nationalversammlung, ab 1969 zweites Exil in England, 1974 Entzug der tschechischen Staatsbürgerschaft, seit der Wende wieder in Prag lebend.
Als Held gefeiert, wie mein ihn verehrendes Gemüt selbstverständlich vermutet? Weit gefehlt. „Der Prager Frühling war zwischen 1945 und 1989 der einzige lichte Moment im Schicksal mei-nes Volkes", meinte der akzentfrei Deutsch sprechende Goldstücker. „Aber die neue Herrschaft Tschechiens diskreditiert diesen Demokratieversuch und deformiert das Gedächtnis an ihn. Schon der damalige Parteiapparat teilte sich in Befürworter und Gegner. Aber der eigentliche Prozess der Aufklärung kam vorwiegend von den Reformkommunisten der Partei und den mit ihnen sympathisierenden Intellektuellen. Schritte zur Veränderung konnten nur aus dem Zentrum der Macht kommen. Unter Dubček verabschiedete die Partei im April 68 ein Aktionsprogramm, das weitgehend mit den Forderungen der intellektuellen Opposition übereinstimmte: Das System des Diktates sollte in ein Partizipationssytem umgewandelt werden. Das heißt, es wurde anerkannt, dass es verschiedene Interessen gibt und diese vertreten werden müssen. Die Kontrolle der Macht sollte hauptsächlich durch die Abschaffung der Zensur und durch freie Gewerkschaften garantiert werden. Auch die Ökonomie sollte demokratisiert werden, durch eine stärkere Marktorientierung und Selbstverwaltung der volkseigenen Betriebe."
Der Versuch kam zu spät, um seine Rolle noch spielen zu können. Doch auch eine missglückte Befreiung bringt den Geschmack der Freiheit und ändert die Gesellschaft. Die tschechischen 68er waren bahnbrechend für ein neues gesellschaftliches Selbstbewusstseins. Sie sind die legitimen Vorgänger der samtenen Revolutionäre von 1989. „Aber Befreier bekennen sich ungern zu ihren Vorgängern. Sie geben sich lieber als direkte Abgesandte der Vorsehung", sagte Goldstücker. Heute sei es für viele schwer, sich der Vereinnahmung zu entziehen, nach der alles zu diskrimi-nieren ist, was mit Kommunisten zusammenhing. „Und der Prager Frühling war nun mal das Werk von Reformkommunisten. Heute sieht man in den damaligen Protagonisten gern die wah-ren Verursacher des folgenden Elends. Nach dem Ende des Kommunismus geht es um neue He-gemonien, die Antikommunismus voraussetzen." Deshalb gäbe es nur noch wenige, die sich wohlwollend an ihn wenden würden.
„Die nichts riskiert haben, wollen nicht daran erinnert werden, dass sie nichts riskiert haben. Die Charta 77 trug 1800 Unterschriften. Was haben die anderen 15 Millionen gemacht? Viele geben sich heute unter den Bedingungen der Konkurrenz als Träger des Widerstandes gegen das frühere System und verbreiten Feindseeligkeit gegenüber allen, die tatsächlich den Mut hatten, schon vorher die Faust zu zeigen. Es gibt unter den Tschechen eine tief sitzende Scham darüber, dass sie sich so schnell mit der Niederlage abgefunden haben."
Goldstücker zitierte Togliatti, der Ende der 30er Jahre auf einer Tagung der Kommunistischen Internationale zu Ernst Fischer gesagt hat: „Kampf um Sozialismus heißt Kampf um mehr Demokratie. Wenn wir Kommunisten uns nicht als die konsequentesten Demokraten bewähren, geht die Geschichte an uns vorbei." Das ist geschehen.
Geschichte ist etwas Unerbittliches. Wenn sie allerdings so weiterläuft wie zur Zeit, ist zu be-fürchten, dass sich vor ihr auch die westliche Demokratie nicht mehr bewährt. Damit sich besagte Geschichte dann nicht wieder Diktatoren zuwendet, sondern womöglich erstmalig tatsächlich einem Sozialismus mit menschlichem Antlitz, wird man sich weiter einmischen müssen. Erbitten reicht eben nicht.




Mitgelaufen &#8211; Mitgewonnen

1968 in der BRD

Matthias Kreck

Biographien werden wesentlich von Zufällen bestimmt. Ein solcher war, dass ich 1966, also in der Zeit, in der die Studentenbewegung anfing, mein Studium begonnen habe. Damit fiel mein Studium in eine Zeit, die von einer wachen Atmosphäre geprägt war, der sich kaum einer entziehen konnte. Auch ich nicht. Wenn ich heute vor Studierenden von jener Zeit berichte, geht es letztlich immer um zwei Fragen: Was hat die 68er Studentenbewegung erreicht? Was hat sie bei mir selbst verändert? Zur ersten Frage nur ein paar Stichworte: Ein Stück weit ist der Muff nicht nur unter den Talaren weggeblasen worden. Eine Kultur des "sich Wehrens", die Deutschland so dringend braucht, entstand gemäß dem Motto „Wer sich nicht wehrt, lebt verkehrt!“ Schwierige, aber für beide Seiten fruchtbare Kontakte zwischen Gewerkschaften und Intellektuellen entstanden.
Und bei mir selbst? Ich gehörte zu denen, die mitgerissen wurden und die mitliefen. Ich kann mich keiner großen Aktion rühmen. Einmal wurde ich verhaftet. In Reaktion auf die Verschleppung kritischer Studierender, besetzten wir die koreanische Botschaft. Doch meine Verhaftung war eher ein Zufall und führte noch nicht mal zu einem Verfahren, da die Bundesregierung eine generelle Amnestie verkündet hat (sozusagen als Zuckerbrot – die Peitsche waren die Berufsverbote). Und dass ich die einzige Hauptstudiumsvorlesung in meinem Nebenfach Betriebswirtschaftslehre an der FU Berlin durch aktive Teilnahme am Boykottkollektiv komplett verhindern half, kann man wohl eher als Eigeninteresse interpretieren.
Für mich persönlich war die Teilnahme an in irgendwelchen Kellerräumen durchgeführten Lesezirkeln von Marx' "Kapital" besonders prägend. Einen so überzeugenden wissenschaftlichen Text habe ich außerhalb der Mathematik nie wieder gelesen. Bei der Theorie blieb es aber nicht. Ja, ich hatte Kontakte zu Arbeitern. Wenn wir uns beispielsweise morgens um fünf Uhr vor ein Werkstor quälten, um die "arbeitenden Massen" aufzuklären, war ich dabei. Wir wurden mit einer Mischung aus Unverständnis, Neugierde und Ablehnung betrachtet. Kaum einer hat mit uns gesprochen, und wenn, dann haben wir meist aneinander vorbeigeredet. Einen Arbeiter, er nannte sich Mäck, habe ich näher kennen gelernt. Er arbeitete in einem Chemiewerk in Schichtarbeit. Wenn er Tagesschicht hatte, haben wir manche Nacht durchdiskutiert, durchgesoffen und am Ende nach einem kleinen Joint Mozarts „Don Giovanni“ gehört. Heute würde ich dazu sagen: Ganz großes Tennis.
Noch mal zurück zum Muff. Noch 1972 haben meine Freunde und ich es in Bonn nicht geschafft, eine Wohnung für eine Wohngemeinschaft zu finden. Das abgrundtiefe Misstrauen der Vermieter war durch nichts zu überwinden: „Eine Wohngemeinschaft? Um Gottes willen, da finden ja ständig Orgien statt!“ Ironisch haben wir dann vom Neid der „Besitzlosen“ gesprochen. (Heute hingegen werben einige Vermieter geradezu mit der WG-Tauglichkeit ihrer Wohnung. Auch solche Veränderungen gehören womöglich zur Bilanz der 68er-Bewegung.)
Mich persönlich hat die 68er Zeit auf jeden Fall sehr geprägt und ich bin dankbar, dass ich sie erleben durfte. Ohne sie wäre mein späteres politisches Engagement, besonders in der Friedensbewegung, wahrscheinlich anders verlaufen, ganz zu Schweigen von der Veränderung meiner Persönlichkeit. Ich bin davon überzeugt, dass früher oder später eine ähnliche Bewegung kommt. Es gibt noch viel Muff, – nicht nur unter den Talaren - den es wegzublasen gilt. Dieser Muff und die politischen Probleme, besonders der Sozialabbau, legen ein Aufbegehren nahe!




ein fensterchen hoffnung

Kafka Rezeptionen im Umfeld des Prager Frühlings

Susanne Götze

Kafkas Werke gehören zu den undurchdringlichsten, ja surrealsten Motiven der Weltliteratur, darunter groteske, unheimliche Fabeln wie die des Landvermessers Herr K. Gerade diese haben dazu beigetragen, dass ihr Autor zum „geistigen Verdun des Ost-West-Konflikts“ und schließlich sogar „zur Initialzündung des Sozialismus mit menschlichem Antlitz“ wurde, wie der Germanist und Prager Reformer Eduard Goldstücker später bilanzierte.
Für die Realsozialisten war Kafka nicht erst seit Georg Lukacs berühmtem Aufsatz „Thomas Mann oder Franz Kafka“ im Zuge der Formalismuskampagnen der 40er und 50er Jahre ein rotes Tuch. In seinem Essay versucht der ungarische Literaturwissenschaftler nachzuweisen, dass ein avantgardistischer Autor wie Kafka den Sozialismus nicht voranbringe, sondern im Gegenteil durch das „Zerstückeln des Wesentlichen“, kontraproduktiv wirke. Die erste und zugleich letzte Konferenz zu seinen Ehren 1963 - im Jahr von Kafkas 80. Geburtstag – in Liblice bei Prag wirkt aus heutiger Perspektive wie die Vorahnung eines Zeitfensters der Freiheit und Liberalisierung. Fünf Jahre später sollte sich dieses für einige Monate öffnen.
Auf dieser Konferenz sprachen sich tschechische Wissenschaftler und westliche Vertreter leidenschaftlich für eine zwingende Aktualität von Kafkas Schaffen aus. Die Gäste aus der DDR machten hingegen klar, dass sie keinerlei Sinn darin sahen, einen bürgerlichen Autor auferstehen zu lassen. Die DDR-Germanisten Werner Mittenzwei, Paul Reimann, sowie der Kafkaexperte Klaus Hermsdorf betonten beharrlich, dass Kafka die Kapitulation und die unüberwindbare Entfremdung des Menschen verkörpere, und somit „nichts mehr zur Entwicklung des Sozialismus beitragen“ könne.
Doch den Prager Reformsozialisten und -sozialistinnen ging es eben nicht um Kapitulation: Sie nahmen mit Bedacht auf Kafka Bezug, um ihre Kritik am herrschenden Realsozialismus zu formulieren. Schon Jean Paul Sartre erklärte 1962, Kafka sei ein Symbol dafür, was die kapitalistische und die sozialistische Welt trenne und verbinde. Das Entscheidende sei, dass sich die Menschen aus der Machtlosigkeit und Einsamkeit, die die Literatur beschreibe, befreien. In diesem Sinne wies auch Eduard Goldstücker darauf hin, dass die in Kafkas Werken beschriebene Entfremdung keinesfalls auf kapitalistische Gesellschaften beschränkt sei, sondern im Gegenteil sogar „in Zeiten des Übergangs zum Sozialismus“ noch viel intensiver sein könne. Dies war ein mehr als eindeutiger Wink mit dem Zaunspfahl. Kafka führe seine Leser und Leserinnen zwar bis an die Grenze des Nihilismus, öffne aber gleichzeitig – laut Goldstücker - ein „Fensterchen der Hoffnung“. Der österreichische Schriftsteller und Kommunist Ernst Fischer brachte diese Erkenntnis auf die Formel: „Kafka bedeutet den Kampf gegen Dogmatismus und Bürokratismus und gleichzeitig den Kampf für soziale Demokratie, Initiative und Verantwortung“.
Gleich einem Spiegelbild der Prager (Vor-)Frühlingsgefühle zeigen diese Stimmen, dass die Reformkräfte Kafka nicht als Argument gegen den Sozialismus, sondern für „einen Sozialismus mit menschlichem Antlitz“ verwandt haben. Dass sie mit dieser Reformidee scheiterten, lag wohl weniger an ihren hehren Zielen als an schlichten Machtfragen. Quasi über Nacht wurden diese mit der kafkaesk anmutenden Präsenz sowjetischer Panzer in Prag sichtbar. Die unsichtbare Falle der Macht war zugeschnappt.




Drei mögliche Schlussfolgerungen

1968 in der DDR

Florian Havemann

Aus dem Prager Frühling und dem Einmarsch im August waren für einen sozialistischen Oppositionellen drei mögliche Schlussfolgerungen zu ziehen. Lassen wir außen vor, welche Schlüsse die Parteioberen daraus gezogen haben mögen. Die erste Schlussfolgerung war die, man müsse, da die Entwicklung in Prag von der Partei ausgegangen war, selber in die Partei eintreten, um sie von innen heraus zu verändern, und in ihr auf eine der Prager Entwicklung vergleichbare Veränderung hinwirken.
Mein Bruder, der mit mir wegen unseres Protestes gegen den Einmarsch im Gefängnis gesessen hat, hat sie gezogen und mit ihm viele andere. Ich war damals strikt gegen diese Schlussfolgerung, überzeugt dass eher die Partei diejenigen verändern wird, die in sie eintreten, um sie zu verändern. Im Nachhinein weiß auch ich: Es war gut, dass damals so viele kritische Geister zu Genossen der SED wurden, an der sie dann so sehr verzweifelten. Dies hat dazu beigetragen, dass diese Staatspartei, ohne ihre Macht wirklich anzuwenden, 1989 von der Macht gelassen hat.
Die zweite der möglichen Schlussfolgerungen setzte nicht daran an, welche Kräfte die Prager Entwicklung in Gang gesetzt hatten, sondern daran, wer sie so brutal beendet hatte: die sowjetischen Genossen mit ihrer Breschnew-Doktrin. Eine solche Entwicklung wie die in Prag müsse also in Moskau, in der Sowjetunion stattfinden. Im Zentrum des sozialistischen Blocks sollte ein solcherart demokratisierter Sozialismus eine Chance haben, denn sonst kämen immer die imperialen Interessen der Sowjetunion ins Spiel. Ins Spiel käme ihre Furcht im Kalten Krieg, in der Konfrontation mit dem so starken Westen, einen Verbündeten und damit einen vorgeschobenen Posten für die Rote Armee zu verlieren.
Dies war die Schlussfolgerung, die mein Vater gezogen hat. Dies war auch die visionäre Vorwegnahme dessen, was Gorbatschow mit Glasnost und Perestroika wollte. Nur war es da längst zu spät für einen demokratisierten Sozialismus. Zum Glück vielleicht für meinen Vater, hat er diese Enttäuschung nicht mehr erleben müssen.
Die dritte Schlussfolgerung, und das war meine, hieß, dass sich ein Einsatz für einen demokratisierten Sozialismus nicht mehr lohne, und dass es sich schon gar nicht mehr lohne wegen seiner abweichenden Meinung noch einmal ins Gefängnis zu gehen. Dies hätte nicht ausbleiben können oder es wäre, statt des Gefängnisses, die Irrenanstalt gewesen, in die sie einen gesteckt hätten. Mit dem Prager Frühling hatte der Sozialismus seine letzte Chance gehabt. Mit der Niederschlagung dieses Versuchs, den Sozialismus zu demokratisieren, war diese letzte Chance verspielt worden. Dies schloss ich damals - in vielen kleinen Schritten mir darüber klarwerdend - aus dem Prager Jahr 1968.
Mich noch einmal wegen dieses Sozialismus’ zu engagieren, dem ich keine Zukunft mehr gab, das wollte ich nicht. Wegen einem solchen Einsatz noch einmal ins Gefängnis kommen, wollte ich erst recht nicht. Dieser Staat DDR verlangte immer wieder die opportunistische Anpassung. Da ich also immer wieder angeeckt wäre, blieb eigentlich nur die Flucht - nicht die in den Westen, sondern die aus dem Osten weg. Ich war nicht der einzige, der diese Schlussfolgerung gezogen hat, für die es, im Unterschied zu den beiden anderen, keine wirklich rationalen Argumente gab. Die Geschichte hat uns recht gegeben – leider. Mir zumindest wäre doch lieber gewesen, ich hätte mich da geirrt.




Crossover mit bestickten Turnschuhen

Über den musikalischen Mainstream der 90er

Kolja Möller

Dass die Streber von Metallica bei der großen Tour mit Guns `N Roses im Jahre 1993 beim Publikum besser abschneiden als die Truppe von Sänger Axl Rose, ist kein Wunder. Brav spielen sie jeden Abend ihre Hits vom legendären „schwarzen Album“ und die Endlosfrickelnummern aus der Zeit davor. Während dessen liegen die Gunners vollgedröhnt hinter der Bühne. Der Höhepunkt im Wanderzirkus der „Monsters of Rock“ ereignet sich dann bei einem Konzert in St.Louis: Sänger Axl Rose springt mit seinen schicken Basketballschuhen, deren Laschen sein in rosa gestickter Vorname Axl schmückt, von der Bühne. Er vermöbelt einen Fan mit Kamera in der Hand. Alles nicht ganz fair, aber fein: Die Guns `N Roses haben nämlich gerade ihre besten Alben veröffentlicht, Use your illusion 1 und 2. Da kann man sich schon mal daneben benehmen.
Aus heutiger Sicht wirkt das alles ein bisschen peinlich. Axls bestickte Schuhe, seine weißen Radlerhosen und die Zigarette, die der Gitarrist „Slash“ am Gitarrenkopf unter den Saiten befestigt. Aber spätestens, wenn wir den Samstagnachmittag mit den Terminator-Filmen vor dem Fernseher verbringen, erinnert uns der Song „You could be mine“ im zweiten Teil der Actiontrilogie daran, dass die Use your illusion - Alben vielleicht die interessantesten Musikproduktionen der neunziger Jahre sind.
Die Antipoden der „Monsters of Rock“ in der Frühphase der Neunziger sind demgegenüber nicht so skandalumwittert. Robbie Williams nimmt erst ein paar Jahre später an Gewicht zu, Drogen sind tabu. Und ein Großteil der Boybands verschwindet schnell in der Versenkung. Die beste Boyband der Welt ist natürlich Take That. Das erste Album „Take that and party“ von 1992 kommt wie ein typisches Debüt-Album daher: Zwei, drei Hits – sonst nix. Anders dann aber 1995 ihr Höhepunkt „Nobody else“ mit den bekannten Referenzliedern „Back for good“ und „Never forget“. Obwohl der Boyband-Hype irgendwann abebbt, setzt er sich heute in den Pop-Schlagern aus den Casting-Shows fort. Das subversive Potential der Boybands der Neunziger ist auch nicht zu unterschätzen. Es wird offensichtlich, dass Popbands von Agenturen zusammengestellt und vermarktet werden und sich nicht schon seit der Schule kennen.
Eine weitere Stilblüte der neunziger Jahre ist die „Crossover“- Stilisitik, eine Mischung aus Rockmusik und Hip-Hop. Auch bei einigen Redakteurinnen des prager frühling zur Abwechslung von der Elektronik sehr beliebt ist das Debüt-Album der H-Blockx „Time to move“ und auch das eher hardcore-mäßige Album von Such A Surge „Under pressure“. Das klingt richtig nach Jugendzentrum und bei „Gegen den Strom“ kann man schön mitträllern. Schade: Der Crossover scheitert daran, dass er irgendwann für die Hip-Hopper zu uncool und für die Rocker zu modern wird. Dass sich in den Neunzigern Politikerinnen und Politiker der Grünen, der SPD und der PDS von der Stilistik inspirieren lassen und eine gemeinsame „Crossover“-Diskussion - allerdings ohne die H-Blockx – beginnen, zeigt deutlich: Es ist eine politisch engagierte Musik. Wer allerdings heute den Crossover reanimieren will, muss sich wenigstens mit seinem Scheitern beschäftigen.
Alben:
Metallica, Black Album, 1991, Elektra Records / Vertigo Records
Guns N Roses, Use your illusion 1 und 2, 1991, Geffen Records
Take That, Take That and party, 1992, RCA Victor Europe
Take That, Nobody else, 1995, Rca Int. (Sony BMG)
H-Blockx, Time to move, 1995, Hansa Sing (Sony BMG)
Such a surge, Under Pressure, 1995, Epc (Sony BMG) 




selbstbewusst lesbisch

L-MAG, Deutschlands einzige Zeitschrift für Lesben, stellt sich vor

Manuela Kay

L-MAG ist derzeit das einzige Magazin für Lesben, das in ganz Deutschland und darüber hinaus in Österreich und der Schweiz erscheint. Mit ca. 8.000 Abonnentinnen und insgesamt über 12.000 verkauften Heften ist dieses einmalige Zeitschriftenprojekt in seinem fünften Erscheinungsjahr nunmehr auch kostendeckend. 
Ziel war es 2003 ein Magazin zu machen, das modern und aufgeschlossen lesbischen Frauen das bietet, was „normale“ Frauenzeitschriften nicht zu bieten haben: abseits von Schminktipps, Diäten und Promiklatsch die Lebenswelt lesbischer Frauen abzubilden. 
Doch wie an den Verkaufszahlen erkennbar ist, definiert sich nur ein Bruchteil der geschätzten zwei Millionen Lesben im Erscheinungsgebiet mit dem „L-Wort“ und hat somit Bedarf nach einer Zeitschrift für Lesben. Offen lesbisch zu leben ist nach wie vor für die Mehrheit lesbischer Frauen in Deutschland nicht denkbar. Eine Identifikation mit dem Begriff lesbisch lehnen viele ab oder trauen es sich schlicht nicht. 
L-MAG hat bewusst den Untertitel „Magazin für Lesben“ gewählt, um keinerlei Etikettenschwindel zu betreiben und seine Zielsetzung deutlich zumachen. Es steht drauf, was drin ist. Auf verschwiemelte Begriffe, die man an Eltern und homophoben Freunden vorbeimogeln kann wie „queer“, „gay“ oder „andere Frauen“, wurde bewusst verzichtet. Somit setzt L-MAG bei seinen Leserinnen einen selbstverständlichen Umgang mit Lesbischsein voraus. Mangels sonstiger gesellschaftlicher Repräsentation von lesbischem Leben, fällt L-MAG somit eine ganz besondere Rolle zu: nämlich als einziges Magazin seiner Art alle Lesben zu repräsentieren – dies ist natürlich unmöglich und auch nicht gewollt. Das dringende Bedürfnis nach Wiederfinden der eigenen Lebenswelt führt bei vielen lesbischen Leserinnen kurioserweise auch zu einer Art „Überidentifikation“ mit dem Heft. Dies macht es natürlich schwierig auch kritisch, distanziert, humorvoll oder experimentell an lesbische Themen heranzugehen. Außerdem zeigt es klar, wie ungeübt Lesben im Umgang mit Medien sind. Eine Leserinnenstrukturanalyse von L-MAG im Jahr 2006 zeigte, das L-MAG Leserinnen praktisch keine anderen Printmedien nutzen, schon gar keine Zeitschriften.
Eine politische Ausrichtung des Hefts ist praktisch unmöglich. Wir sind noch immer in den Kinderschuhen, was generelle Wahrnehmung lesbischer Frauen in der Gesellschaft angeht. Zwar ist L-MAG bemüht auch politische Berichterstattung zu leisten, doch geht diese selten über das bloße Abbilden von Initiativen und politisch aktiven Lesben hinaus. Leider ist das, was derzeit als „Homopolitik“ verstanden wird, lediglich auf den kleinen Ausschnitt der Homoehe und Familienpolitik begrenzt. Das Interesse der lesbischen Leserinnen ist stark auf Gleichstellung in Gesellschaft und Gesetz fixiert. Familiengründung, Kinderkriegen und damit verbundene finanzielle Regelungen stehen heute im Mittelpunkt des Interesses vieler junger lesbischer Frauen. L-MAG muss dem Rechung tragen, versucht aber auch andere Aspekte von Politik im Heft abzubilden, hier vor allem die Situation von Lesben weltweit, die Menschenrechtsproblematik etc.
Die Minderheitensituation lesbischer Frauen führt heute keineswegs mehr zu einer Politisierung wie vielleicht noch zu Beginn einer neuen Frauenbewegung in den spätern 70er Jahren, die massiv von Lesben mitgeprägt wurde. Heute scheinen lesbische Frauen eher um Anpassung bemüht, „Normalität“ ist das höchste Gut, gesellschaftliche Anerkennung statt Außenseitertum ist gewünscht. 
So steht L-MAG als derzeit einziges Magazin seiner Art im deutschsprachigen Raum vor der Herausforderung, eine sehr diversifizierte Zielgruppe für alle befriedigend abbilden zu sollen. Dennoch gibt der Erfolg dem Konzept Recht, dass ein klar definiertes lesbisches Magazin mittlerweile eine ausreichend große Zielgruppe erreicht.


www.l-mag.de
Magazin für Lesben, erscheint zweimonatlich am letzten Freitag des Monats, Druckauflage 30.000, 84 Seiten, Preis: 3,50 Euro
Chefredakteurin: Manuela Kay
Verlag: Jackwerth Verlag Berlin, in dem auch das queere Stadtmagazin Siegessäule und das schwule Magazin Du&Ich erscheinen
Vertrieb: über Bahnhofsbuchhandel (also große Zeitungsläden in Bahnhöfen, Flughäfen, Knotenpunkte etc.), ausgewählte Zeitschriftenläden, in der Szene (L-Spots) und im Abo.





krank stirbt sich&#8217;s besser

DER Kommentar zum Thema Gesundheitswesen von DEM Schaarschmidt

Uwe Schaarschmidt

„Nein“, hatte der Vater gesagt, „es gibt keine Hexen, Riesen und Geister, dies alles sind Märchen- und Fabelwesen“. Für eine Weile war ich durch diesen Bescheid ruhig gestellt und lebte geborgen im Reich der durchschnittlichen kindlichen Fantasie. Was jedoch musste ich eines Abends einem elterlichen Gespräch am Tischlein-deck-Dich entnehmen: Die nette Frau Leonhardt aus dem Nachbarhaus arbeite als Sekretärin beim Gesundheitswesen! Mit einer gewissen Scheu, aber viel Respekt, begegnete ich von Stund’ an der netten Frau Leonhardt, die jeden Morgen zum Dienst ins Vorzimmer des Gesundheitswesens musste, welches meiner Vorstellung nach eine Mischung aus Hexe und Riese war und mit einer Spritze in der Hand sowie donnernder Stimme der Frau Leonhardt Rezepte für Salben und Hustensaft in die Schreibmaschine diktierte. 
Viele Jahre waren seither vergangen. Die letzen 28 davon hatte ich als starker Raucher verbracht und erkrankte folgerichtig an Hodenkrebs. Vermutlich ebenso folgerichtig droht einem langjährig onanierenden Nichtraucher der Lungenkrebs. Man sollte Pornovideos mit einer entsprechenden Warnung versehen, ähnlich den Verbrauchertipps auf Zigarettenschachteln, deren Stil mich stets ein wenig an Chuck Norris-Facts erinnert. Mein Lieblings-Chuck Norris-Fact ist übrigens dieser: Chuck Norris isst keinen Honig – Chuck Norris kaut Bienen!
Jedenfalls musste ich beim Gesundheitswesen antreten und erblickte gleich an der Pforte der Klinik ein Schild, auf dem geschrieben stand, Privatpatienten mögen sich im Sekretariat des Klinikdirektors melden. Als Kassen-Assi ging mich das nun nichts an, aber gern hätte ich der netten Frau Leonhardt Guten Tag gesagt – allerdings dürfte sie längst in Rente gegangen oder wegen jahrelangem Missbrauchs von Blaupapier an Brustkrebs verendet sein. So ließ ich es bleiben.
Auch ohne Frau Leonhardts Unterstützung lief es beim Gesundheitswesen wie geschmiert. Zwar bekam ich es nie zu Gesicht, aber schon ein Jahr später, um einige Nahtod-Erfahrungen reicher sowie mit einer Brokkoli-Allergie gesegnet, kehrte ich in die gewerbliche Arbeitnahme zurück. Da man mich zur Rettung meines Lebens planmäßig mit chemischen Kampfstoffen aus Kaisers Zeiten vergiftet und dann wieder aufgepäppelt hatte, bin ich heute nicht nur gesund und munter wie ein Gonokokkus im Taufbecken, sondern auch resistent gegen alle Gifte der Welt, mit Ausnahme von Brokkoli.
Mögen andere ruhig eine Party verlassen, wenn das Koks alle ist – ich stibitze mir dann stets die Domestos-Flasche aus dem Badezimmer und mache es mir damit in einer ruhigen Ecke gemütlich. Schon nach wenigen Schlucken werden meine Augen mit Farbkontrasten verwöhnt, für die Gauguin oder Toulouse-Lautrec lange mit der Grünen Fee tanzen mussten. Einmal war kein Domestos im Hause und ich musste mit Ajax vorlieb nehmen. Eine schöne Entdeckung. Nach einer halben Flasche Ajax sprach ich perfekt Niederländisch mit Amsterdamer Akzent.
Um es also ganz kurz zu sagen: Es gibt keinen Grund, allzu gesund zu leben: man gefährdet den Arbeitsplatz des armen Gesundheitswesens, bekommt nur die Hälfte des Spaßes, den man haben kann, und außerdem wahrscheinlich sowieso den falschen Krebs!




faster, pussycat!

Trashy film revisited

Christoph Spehr
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Wir schreiben das Jahr 1966. Frauen im Kino sind brav und sorgen sich um Mnner, die nicht anrufen oder nicht nach Hause kommen. Zu diesem Zeitpunkt dreht eine kleine Crew in der Mojave Wste hinter Las Vegas einen Film ber prgelnde und mordende Frauen, die schnelle Autos fahren und sich nehmen, was sie brauchen. Der Film heit zunchst The Leather Girls und erhlt spter den legendren Titel: Faster, Pussycat! Kill! Kill!
Die Handlung ist mehr als ungewhnlich fr die Zeit. Drei Showtnzerinnen, laut, grell und mit lesbischen Untertnen, treffen bei ihrem Feierabend-Ausritt ein naives heterosexuelles Prchen. Die Anfhrerin, Varla, ttet bei einem Streit den jungen Mann, indem sie ihm das Genick bricht, und nimmt die Frau, Linda, mit. Die Gang schleicht sich bei einem alten Farmer und seinen beiden Shnen ein, um an sein Geld zu kommen. Der Drei-Mnner-Haushalt ist durch und durch kaputt: Der Alte, der seit einem Zugunfall im Rollstuhl sitzt, als er ein Mdchen von den Gleisen rettete, hasst Frauen und schickt seinen einfltigen jngeren Sohn gelegentlich auf Frauenjagd. Im weiteren Verlauf trachten alle einander nach dem Leben, nachdem sie einander in verschiedenen Konstellationen begehrt haben. Am Ende berfhrt Linda Varla und fhrt mit dem lteren Sohn des Farmers davon, die einzigen beiden berlebenden.
Bis heute ist der Film ein Schlag ins Gesicht aller, die von Professionalitt faseln und glauben, man knnte sich die Zutaten zur Revolution auf dem freien Markt fr Dienstleistungen zusammenkaufen. Russ Meyer, das ewige Schmuddelkind Hollywoods, drehte mit einem Budget von 46.000 Dollar und in Schwarzwei (Damals sparte man, wo man konnte). Der Drehbuchautor, Jack Moran, schloss sich vier Tage in ein Hotelzimmer ein, um das Skript zu schreiben. Der schwarze Porsche 365 C, mit dem die Hauptdarstellerin Tura Satana als Anfhrerin der Frauengang durch die Wste rast, war Meyers eigenes Auto. Und niemand wrde den Film heute kennen, wenn er auf dem klassisch-hierarchischen Verhltnis von Regisseur und Darstellerinnen beruht htte. 
Meyer erklrte spter freimtig, Pussycat sei mindestens ebenso sehr Tura Satanas Film wie sein eigener. Tura prgte Styling, Dialoge und Kampfszenen und stritt sich bestndig mit Meyer ber die Inszenierung. Die Figur der autonomen, exzessiven, lasziven und gewaltttigen Varla bezog ihre Authentizitt aus ihrer Darstellerin. Tura Satana hatte als Showtnzerin und als Bodyguard gearbeitet, war Anfhrerin einer Mdchengang in Chicago gewesen und kannte sexuelle Gewalt und das Bedrfnis, zurckzuschlagen, aus ihrer eigenen Biographie. (Auerdem hatte sie mal was mit Elvis, dessen Heiratsantrag sie aber ablehnte.)
Die Figur der souvernen, gefhrlichen Frau, die sich ungehindert bewegt, aber nicht aus Verbitterung handelt, ist das zentrale Statement des Films (I never try anything. I just do it.). Es ist das Statement einer proletarischen Frauenbefreiung, die mit politischer Korrektheit wenig zu tun hat. Faster, Pussycat erinnert bis heute daran, dass 68 auch eine proletarische Revolution war, eine Kulturrevolution des Alltags, und eine Frauenrevolution. Wer sich fr einen proletarischen Feminismus interessiert, der sich nicht in der brgerlichen Gleichberechtigungsgesellschaft erschpft, muss hier danach suchen, was verschttet wurde. We dont like anything soft. We are hot.





teilzeit für alle

Zu Frigga Haugs Buch &#8222;Die Vier-in-einem-Perspektive - Politik von Frauen für eine neue Linke&#8220;

Cornelia Möhring

„Es ist an der Zeit [...] aus den falschen Alternativen, die Politik lähmen und langweilig machen, herauszukommen und die Fragen anders zu stellen“ schreibt Frigga Haug im Vorwort ihres Buches. Mit der „Vier-in-einem-Perspektive“ stellt sie einen Entwurf für eine andere linke Politik vor. Dieser Entwurf soll zugleich als Utopie und als Kompass für die Bestimmung von Nahzielen dienen. Eben jene „Utopie von Frauen, die eine Utopie für alle ist“, bündelt die politischen Projekte, in denen es um Gerechtigkeit bei der Verteilung von Erwerbsarbeit, Familienarbeit, Gemeinwesenarbeit und Entwicklungschancen geht, auf einen Zusammenhang hin.
Den Arbeitsbegriff, in politischen und wissenschaftlichen Diskursen meist reduziert auf die Erwerbsarbeit, erweitert Haug auf alle vier Bereiche unseres Lebens: Arbeit in Erwerbsarbeit; Arbeit an uns selber (Lernen, kulturelle Entwicklung, Bildung); Arbeit an anderen, mit der damit verbundenen Verallgemeinerung der Reproduktionsarbeit und schließlich politische Arbeit, also Gestaltung der Gesellschaft von unten. In der Verknüpfung der vier Bereiche liege die Kunst, eine kritische und revolutionäre Politik weiter zu entwickeln und umzusetzen. Das isolierte Verfolgen der einzelnen Bereiche hingegen, kann nicht nur im langweiligen Reformismus enden, sondern „geradezu reaktionär werden“.
Und so wird vorgeschlagen, den Arbeitstag modellhaft in vier mal vier Stunden zu teilen und eine Politik und Lebensführung anzuvisieren, die „umfassend wäre, lebendig, sinnvoll, eingreifend und lustvoll genießend“. Die im Buch folgende Aufsatzsammlung darf als Vorarbeit zur „Vier-in-einem-Perspektive“ verstanden werden. Sie bietet einen allgemeinverständlich und teilweise sehr vergnüglich zu lesenden Überblick über die Forschungsresultate der Autorin in den zunächst getrennten Schwerpunkten ihrer politisch-wissenschaftlichen Arbeit.
In den Kapiteln Erwerbsarbeit, Reproduktionsarbeit, Kulturelle Entwicklung und Politik von unten finden sich empirische Berichte aus Projekten zu den Umbrüchen in der Arbeit, Untersuchungen über Ursachen und über Orte von Frauenunterdrückung. Ebenso enthält das Buch Artikel, die den autobiographisch bestimmten Fragen nach Selbstentwicklung und dem Kulturellen nachgehen, sowie Aufsätze, die die „nie endenden Versuche, Politik von unten zu entwickeln und zu praktizieren“, widerspiegeln. Alle Beiträge nutzen Widersprüche als methodisches wie politisches Instrument. Die Artikel machen Lernprozesse sichtbar und fordern die Lesenden zum Lernen und Handeln auf. Erkennbar sind auch die bereits enthaltenen Vorschläge für eine die verschiedenen Bereiche vernetzende Politik. Mit dem letzten Beitrag zum Utopischen schließt sich der Kreis zur „Vier-in-einem-Perspektive“ Er soll zum erfinderischen Traum anstiften und das für die Veränderung von Gesellschaft unverzichtbare utopische Potential stärken. Insgesamt ist das Buch ein Muss für alle, für die es jetzt an der Zeit ist, für eine andere linke Politik zu kämpfen.
„Die Vier-in-einem-Perspektive - Politik von Frauen für eine neue Linke“ von Frigga Haug, erschienen beim Argument Verlag (Hamburg), ISBN-Nr. 978-3-88619-336-3.



die wiederentdeckung der langsamkeit

Über Milan Kunderas Buch Die Langsamkeit und den Entschleunigungsdiskurs

Katja Kipping

Entschleunigung – die Rechtschreibprüfung meines Laptops erkennt diesen Begriff immer noch nicht. In alternativen Kreisen hingegen ist dieses Thema spätestens durch das Buch „Entschleunigung – Abschied vom Turbokapitalismus“ von Fritz Reheis bestens bekannt. In unserer schnelllebigen Zeit ist jedoch auch dieses Thema nicht davor gefeit, in Vergessenheit zu geraten. Doch diese Debatte ist alles andere als inaktuell. Denn: inzwischen hat die gesellschaftliche Beschleunigung ein Ausmaß angenommen, welches für die Demokratie zum Problem wird. Erreicht der gesellschaftliche Wandel ein bestimmtes Tempo, überfordert er die demokratische Willensbildung. Jede Entscheidungsfindung jenseits von Hinterzimmerzirkeln braucht Zeit. Die Organisation von kollektiven Interessen erfordert ebenfalls Zeit. Und je differenzierter eine Gesellschaft wird, umso mehr Zeit ist dafür erforderlich. Ein demokratisches Gemeinwesen funktioniert nun mal anders als ein Ferrari.
Insofern ist es Zeit für ein Revival des Entschleunigungs-Diskurses. Allerdings ist Moralisierung hier fehl am Platz. Natürlich lässt sich wunderbar über Drive-Thru-Funerals, also Beerdigungen im Durchfahrts-Stil, polemisieren. Spätestens im Bereich der Kommunikationsmittel sucht jedoch auch der größte Verlangsamungsfan Zuflucht bei Adornos berühmtem Ausspruch, es gäbe kein richtiges Leben im falschen. Wer verzichtet schon freiwillig auf einen DSL-Anschluss zu Gunsten eines ISDN-Anschlusses, den Entschleuniger unter den Internetanschlüssen. Sind wir also alle Beschleunigungserkrankte?
Die Ambivalenz der eigenen Praxis belegt nur, dass der gesellschaftliche Wandel die Menschen zwingt, ihr eigenes Lebenstempo zu erhöhen. Die Ambivalenz unserer Praxis widerlegt jedoch nicht die Notwendigkeit von gesellschaftlicher Entschleunigung. Es ist also an der Zeit den Entschleunigungs-Diskurs wieder aufzugreifen. In aller Ruhe, aber mit allem Nachdruck. Politisch bedeutet ein solches Revival u.a. für Arbeitszeitverkürzung zu kämpfen. Und dabei anzuknüpfen an der Idee von einer „Politik der befreiten Zeit“. Im Sinne von André Gorz soll diese dazu einladen sich ein anderes Leben vorzustellen, wo weniger arbeiten gleichbedeutend wird mit neu leben und anders arbeiten.
Für unsere alltägliche Praxis kann das Revival der Langsamkeit Lust auf Muße machen. Muße, um zu Büchern zu greifen - zum Beispiel zu Milan Kunderas Buch „Die Langsamkeit“.
In diesem Roman führt uns der Erzähler in ein Hotel, in welchem ein Ehepaar einen gemütlichen Abend verbringen will, während gleichzeitig ein Symposium über Insekten stattfindet. Die verschiedenen Gespräche und Handlungen werden zu einem bunten Cocktail gemischt, dem noch eine Brise Lächerlichkeit und eine Brise Erläuterungen zum Hedonismus beigefügt werden. Peinlichkeiten, zu denen die Eitelkeit die Pariser Schickeria treibt, werden in typisch Kunderascher Manier bloßgestellt. Auch im Liebesleben ist nicht der Augenblick entscheidend, sondern Leistung. Der Autor kann seinen Figuren also Frustration und Impotenz nicht ersparen. Doch es kommt zu temporalen Diskontinuitäten. Die Ereignisse dieser Nacht überlappen sich mit den Ereignissen einer erotischen Rokoko-Novelle, in welcher ein Edelmann eine ganze Nacht mit einer Comtesse verbringt. Eine Nacht wie eine Reise in drei Etappen: Spaziergang im Park, Liebe im Pavillon sowie in einem geheimnisvollen Gemach. Ein gelungener Kontrast zur Hektik des anderen Handlungsstranges und eine Ode auf den langsamen und gründlichen Genuss. Kurzum dieses Buch verspricht Lesegenuss und macht Lust auf die Wiederentdeckung der Langsamkeit.




wir nennen es linken neoliberalismus.

Ein kritischer Blick auf die digitale Bohème

Christiane Graf und Thomas Lohmeier

Seit einiger Zeit geistert eine Spezies durch die Feuilletons, die als neue Avantgarde der Arbeitsgesellschaft gilt: die digitale Bohème. In dem 2006 erschienen Buch „Wir nennen es Arbeit“ porträtieren Holm Friebe und Sascha Lobo jene Menschen, die mit ihrem Laptop als einzigem Produktionsmittel in den Cafés sitzen. Sie wollen so arbeiten, wie sie leben – ohne Wecker, ohne Hierarchien und Vorschriften. Ihr Ziel ist ein selbstbestimmtes Leben jenseits des „erstarrenden Systems der festangestellten Erwerbsarbeit, die uns neben der Massenarbeitslosigkeit auch eine Massenunzufriedenheit beschert hat“. Das Internet, insbesondere das Web 2.0, ermöglicht die Arbeit an gemeinsamen Projekten und die Bildung virtueller Gemeinschaften.
Selbstbestimmung und Selbstverwirklichung sind die Schlagworte, mit denen Friebe und Lobo die Arbeits- und Lebensweise der digitalen Bohème beschreiben. Das klingt verlockend, bleibt aber vage. Wer sich dem „kollektiven Wahnsystem“ Unternehmen entzieht, muss sich zwar weder unsinnigen Ritualen und Anordnungen unterwerfen noch sich devot an unfähigen Vorgesetzten orientieren oder seine elektronische Post überwachen lassen. Allerdings hat das „selbstbestimmte“ Arbeiten auch seine Ambivalenzen. Wer dieses Leben führt, muss sich stets selbst disziplinieren und hat im Gegensatz zum „seelenlosen“ Festangestellten statt eines dreizehnten Monatsgehaltes und durchschnittlichen 29,1 Urlaubstagen häufig existenzielle Sorgen und einen 24/7Bereitschaftsdienst. Friebe und Holm kennen diese Ambivalenzen, schlagen aber vor, sich von diesen frei zu machen. Wie das ohne (familiäre) Grundsicherung gehen soll, wird nicht beschrieben. Stattdessen mutiert ihr Buch zu einer Festschrift für die Selbständigkeit als letztem Retter des freien Marktes.
Gerne wird den Autoren – wie in der FAZ – einfach nur Naivität vorgeworfen, weil „ohne die Leute im Büro, ohne die Leute mit den festen Arbeitszeiten die Bohemiens von dem Zweig plumpsen [würden], den die beiden Autoren grün anmalen“ (FAZ v. 8.12.06). Diese auch in linken Kreisen gängige Kritik greift zu kurz und verkennt die Brisanz des Buches.
Das eigentliche Anliegen wurde auf dem von den Autoren mitorganisierten Kongress „9to5. Wir nennen es Arbeit“ deutlich, der im August 2007 in Berlin stattfand. „Was wäre ein linker Neoliberalismus?“ war der Titel einer Podiumsdiskussion, der genauso gut auch der Untertitel des Buches hätte sein können. Neben Friebe diskutierten Mercedes Bunz (Mitgründerin De:Bug) und Christian Rickens (Manager-Magazin) über die Frage, wie das richtige Leben im Neoliberalismus möglich ist.
Hier zeigt sich, dass der Neoliberalismus für Friebe und Lobo bereits feststehendes Naturgesetz ist. Nicht mehr Kritik und Veränderung der gesellschaftlichen Ordnung, sondern die „berechtigte Sorge“ um den Diebstahl ihres geistigen Eigentums durch die Konzerne, für die sie arbeiten, treibt die digitale Bohème um. Bunz bringt das in ihrem Eingangsreferat auf den Punkt: „Wir leben in einer Ordnung, in der alles nach dem Modell des Unternehmens durchorganisiert worden ist. Natürlich kann man sich dagegen sperren, aber ich würde sagen: Zu spät. Wir sind schon drinnen. […] Nun geht es deshalb darum, alles was hier drinnen ist, ordentlich durcheinander zu bringen. Vielleicht ein paar Sachen anders machen.“
Der Redakteur des Manager-Magazins benennt die Schnittmenge zwischen Neoliberalismus und der Linken konkret: „Das Sein bestimmt das Bewusstsein. Es geht also nicht in erster Linie um Ordnungsbegriffe wie Familie, Religion, Nation, Werte, Kultur. Neoliberale wie Linke sollten sich allen Versuchen entgegenstellen, gesellschaftliche Konflikte anhand solcher klassisch-konservativen Begriffe umzudeuten.“ Das sehen auch Friebe und Lobo so: die digitale Bohème könne mit „neokonservativen Positionen, die das Heil in der Nation und der Kleinfamilie suchen, genauso wenig anfangen wie mit dem linken Spießertum in den Gewerkschaften.“
Auch wenn die digitale Bohème den Gegner mit den Neoliberalen teilt, ist sie nicht einfach neoliberal à la Westerwelle. Sie ist tatsächlich links, weil sie es ernst meint mit der Selbstbestimmung. Und sie ist neoliberal, weil sie kollektive Formen gesellschaftlicher Regulierung weder für wünschenswert noch für möglich hält. Übrig bleibt die verklärte Annahme, dass der Markt mehr Selbstbestimmung ermögliche als die Festanstellung. Dem entspricht auch Friebes und Lobos politische Einschätzung der digitalen Bohemiens: über diese lasse sich wenig aussagen, „außer, dass sie aus ästhetischen Gründen nicht FDP wählen.“ Dem ist nichts hinzuzufügen.




Moderne Proletarier?

Zur Studie &#8222;Die neuen ArbeitnehmerInnen&#8220;

Stefan Janson

Methodisch baut das Buch "Die neuen Arbeitnehmer – Zunehmende Kompetenzen, wachsende Unsicherheit" auf einer älteren Untersuchung auf. Schon in der 2001 erschienen Studie "Soziale Milieus im gesellschaftlichen Strukturwandel" war eine der Kernthesen Michael Vesters und Peter von Oertzens, dass "die neuen sozialen Milieus der Ausdruck nicht einer Auflösung, sondern einer Modernisierung der Arbeitnehmermilieus sind". In Anlehnung an den Ansatz von Pierre Bourdieu gingen sie sowohl vom Fortbestand sozialer Klassen als auch von deren Ausdifferenzierung in Milieus aus.
In der nun vorliegenden Studie werden modernisierte Arbeitnehmermilieus charakterisiert und die Befunde daraufhin befragt, wie sich Anknüpfungspunkte für die Ansprache und Organisation dieser Gruppen durch Gewerkschaften finden lassen. Im Wesentlichen kommen die Autoren zu folgenden Schlüssen: Es hat keine Abnahme, sondern ein Gestaltwandel des Interessenbewusstseins in der Arbeitnehmerschaft stattgefunden. Der Strukturwandel in der Arbeitswelt führt zu einer Differenzierung der qualifizierten Arbeitnehmermilieus. Diese verlieren ihre gesicherten Stellungen in den Unternehmen: Eine Entwicklung, die Spielräume für den Kampf gegen die Ab- und Entwertung ihrer Arbeitskraft eröffnet. An Bedeutung gewinnt eine neue Form des industriellen Konflikts. Neoliberale Strategien einer "Verbetriebswirtschaftlichung" werden als Angriffe auf das Fachkönnen, das Bedürfnis nach vermehrter Selbstbestimmung und "vernetzter Kooperation" verstanden.
In politischer Absicht wird aktuelles Material für die Untersuchung der für Sozialistinnen und Sozialisten entscheidenden Frage aufbereitet: Welche Verhaltensmuster in welchen Milieus der Arbeitnehmerschaft machen von den gesellschaftlichen Linken ein Umlenken ihrer Arbeit im Sinne einer emanzipativen Radikalisierung erforderlich? Die Ergebnisse der Untersuchung fordern zuallererst die Gewerkschaften in ihrem eklatanten Demokratiedefizit, mit ihren wenig attraktiven Repräsentationsstrukturen heraus. Gleiches gilt aber nicht minder für größere Fraktionen der sich selbst als "Neue Linke" stilisierenden Partei „Die Linke“ die neuen ArbeitnehmerInnenmilieus wird man mit Autoritarismus und einer Stellvertreterpolitik des „kleineren Übels" nicht überzeugen, schon gar nicht gewinnen können. Das ist vom Standpunkt der "allgemeinen proletarischen Emanzipation" auch gut so. Staatsfixiertheit, die Überreste einer doktrinären Welterklärung aus marxistisch-leninistischen Theorieversatzstücken, die fortdauernde Stellvertreterattitüde von objektiv funktionslos gewordenen Gewerkschaftsfunktionärsmilieus - dies wird eine wirkliche Neue Linke nicht voranbringen. All das wird die dringend für ein demokratisch- sozialistisches Projekt gebrauchten Arbeiterinnen und Arbeiter und Angestellten nicht anlocken.
Es ist die Aufgabe der libertär orientierten Sozialistinnen und Sozialisten, in ihren Arbeitszusammenhängen den Boden für eine Erneuerung linker Politik zu bereiten. Dafür ist die Partei "Die Linke" nur ein Platzhalter. Dieser Aufbruch wird nur gelingen, wenn die neuen Arbeitnehmermilieus auf eine emanzipatorische Bewegung treffen, die selbst demokratisch, theoretisch neugierig und offen, auf Selbsttätigkeit und -organisation setzt. Sie muss in so weit ganz die Einsicht verkörpern, dass unser persönliches und sozial vernetztes Wohlergehen voraussetzt, dass es auch allen anderen Menschen gut geht. Das Buch über die neuen Arbeitnehmermilieus stellt hierfür gut aufbereitetes Material zur Verfügung. Es ist nicht nur Gewerkschafterinnen und Gewerkschaftern, sondern auch sozialistischen Linken zu empfehlen.
Michael Vester/Christel Teiwes-Kügler/Andrea Lange-Vester: Die neuen Arbeitnehmer. Zunehmende Kompetenzen - wachsende Unsicherheit, Vorwort von Berthold Huber, VSA-Verlag Hamburg 2007, 254 Seiten.




ein geist geht um

Boltanski und Chiapello zu Künstler- und Sozialkritik

Dominik Düber

Luc Boltanski und Ève Chiapello versuchen in ihrer Untersuchung „Der neue Geist des Kapitalismus“ alte Wege der Kapitalismusanalyse zu verlassen und den Wandel des Kapitalismus von den sechziger Jahren bis zur Mitte der neunziger Jahre zu bestimmen. Das erfrischend Andere in ihrem Ansatz ist, normative Diskurse nicht auf Ideologie oder Macht zu reduzieren, sondern deren Eigenständigkeit anzuerkennen. Materielle Notwendigkeiten und Systemzwänge halten sie für nicht hinreichend, um den Kapitalismus dauerhaft zu festigen. Dieses Mehr an notwendiger Rechtfertigung fassen die Autoren als Geist des Kapitalismus, als Gesamtheit von Glaubenssätzen, die das Engagement für den Kapitalismus rechtfertigen.
Historisch unterscheiden sie drei kapitalistische Geister. Im ausgehenden 19. Jahrhundert ist der Kapitalismus vor allem von einem familienweltlichen Geist geprägt, zwischen 1930 und den 70er Jahren stand dagegen die Organisation und nicht der einzelne Unternehmer im Vordergrund. Weniger einzelne Innovationen als gesellschaftliche Rationalität und institutionalisierte Solidarität sollten gesellschaftliches Wohlergehen garantieren. Der dritte und neue Geist schließlich, der eingehend analysiert wird, ist geprägt von der Struktur des Netzes.
Als empirische Grundlage dient Boltanski und Chiapello französische Managementliteratur der sechziger und neunziger Jahre. Dies halten sie für einen zielführenden Ansatz, da die Führungskräfte, an die sich diese Literatur wendet, einerseits materiell relativ gut abgesichert sind und daher selbst erst von einem Engagement im Rahmen des Kapitalismus überzeugt werden müssen. Zum anderen sind sie in ihrer herausgehobenen Position selbst ständigen Rechtfertigungszwängen, etwa gegenüber ihren Mitarbeitern, ausgesetzt und daher auf überzeugende Argumente angewiesen.
Kritik am Kapitalismus fungiert in „Der neue Geist des Kapitalismus“ als Motor von Transformationsprozessen. Zentrales Moment für den Wandel der Arbeitswelt und die Entmachtung von Kritik nach 1968 sehen sie in einer veränderten Reaktion der Arbeitgeberseite ab Mitte der Siebziger. Diese reagierten nicht länger auf die Sozialkritik, also vor allem mit mehr sozialer Gerechtigkeit, sondern auf die Künstlerkritik, welche Forderungen nach mehr Autonomie und sinngebender Arbeitstätigkeit beinhaltet. So wurde Sicherheit gegen Autonomie eingetauscht und die projektbasierte Polis zum anerkannten Gerechtigkeitsmodell, in dem vor allem Flexibilität und die Tätigkeit als Vermittler in einem Netz von Kontakten hohes Ansehen genießen.
Boltanski und Chiapello gelingt es mit ihrem Ansatz, der den Abschluss und die Zusammenführung einer Vielzahl von vorhergehenden Arbeiten darstellt, die Veränderung des Kapitalismus begrifflich zu erfassen. Auch wenn ihr Analysemodell sicherlich weder das einzig mögliche noch zwingend ist, ermöglicht es insbesondere die Veränderungen zu begreifen. Dabei machen sie hinreichend deutlich, dass dies der Schwerpunkt ist, auf den sie sich konzentrieren, während bestimmte Konstanten und solche Strukturen, die ihrer Natur nach nicht in einem Rechtfertigungsprozess erfasst werden können, mit diesem Ansatz notwendig unterbelichtet bleiben. 
Luc Boltanski, Ève Chiapello: Der neue Geist des Kapitalismus. UVK Verlagsgesellschaft: Konstanz 2006, 735 Seiten, 29 Euro.




sex and the city

Die prager frühling Redaktion im Selbsttest

Caren Lay

Als ich die Redaktion in Katjas Küche vorfand, ahnte ich es gleich: Es wird in Arbeit ausarten. Jörg nimmt bei Norbert Nachhilfe im Binden seiner ersten Krawatte und in der Performance anzugorientierter Männlichkeit. Kolja ist noch mit den Omelettes beschäftigt, schließlich soll keiner hungrig in den Selbsttest. Katja ist noch ganz in ihre Kamera vertieft. Und kaum hat Lena uns endlich alle vor dem Bildschirm versammelt, werden wir gleich mit „Hypothesen“ überfordert. Dabei will ich eigentlich nur einen lockeren Feierabend verbringen, mich ein wenig in Schale schmeißen, die Kultserie „Sex and the City“ ansehen und nebenher über postmoderne feministische Theorie philosophieren, um gleich drei meiner Lieblingshobbys miteinander zu verbinden. In Katja, einer prominenten linken Vertreterin einer erwerbsarbeitskritischen Strömung, vermutete ich eine Verbündete. Aber nein: Statt geistloser Entspannung gibt es Hypothesen.

Suchen wir nur einen Grund, unsere Lieblingsserie mit gutem Gewissen konsumieren zu können?
Katja: „Sowohl eine „PorNo-Kampagne“ von Alice Schwarzer als auch der „Vagina-Style“ einer Lady Bitch Ray können Bestandteil einer feministischen Strategie sein. Entscheidend ist, dass sie Frauen Möglichkeiten der Selbstbestimmung eröffnen.“ Kolja Gegenthese lautet: „Sex and the City“ macht genau das Gegenteil. Vielleicht ist die Serie aber trotzdem subversiv.“ Und Lena beschäftigt die Frage, ob auch andere Lebensentwürfe ermöglicht werden: „Ehefrau oder Hure – beide Figuren definieren sich im Verhältnis zum Mann.“ Ich habe eigentlich gar keine These. Also sage ich: „Sex and the City verfolgt gar keine These. Sie ist ein postmodernes Potpourri verschiedener Weiblichkeitsentwürfe.“ Im Grunde beschäftigt uns alle die Frage: Wie subversiv ist die Kultserie. Und ich komme nicht umhin mich zu fragen: Suchen wir nur einen Grund, unsere Lieblingsserie mit gutem Gewissen konsumieren zu können? Haben wir es einfach verlernt, zu entspannen?

„Sind Männer nur Frauen mit Eiern?“
Lena hat uns eine Folge der vierten Staffel ausgewählt. Thema: „Sind Männer nur Frauen mit Eiern?“ Eine hervorragende Auswahl! Welche Fragestellung wäre besser geeignet, um die Konstruktion binärer Zweigeschlechtlichkeit zu diskutieren? Die Protagonistinnen der Serie gehen es wie gewohnt weniger theoretisch, sondern eher spielerisch an – etwa in ihrer Einschätzung der Bedeutung von Hoden für das männliche Selbstwertgefühl: „Eier sind für Männer das, was für Frauen Handtaschen sind. Sie sind nur ein kleines Beutelchen, aber wir fühlen uns ohne sie nackt.“ Und erst recht Samanthas Gleichsetzung männlicher Kronjuwelen mit Schmuckstücken („Die gibt’s nur paarweise – so wie Ohrringe“) dürfte manchen Mann getroffen haben.

Vom Fetisch-Charakter der Handtasche
Uns inspiriert diese Einschätzung dazu, die Eingangsthesen in einem hermeneutischen Prozess dem Realitäts-Check zu unterwerfen. Ich sehe darin eine postmoderne Interpretation von Freud bestätigt: Die Handtasche ist offenbar für viele Frauen ein Fetisch. Aber anders als bei Freud ist sie nicht mehr neidischer Penis-Ersatz, sondern gleichwertiges Gegenüber. Sex and the City als eine Art Judith Butler light?

Politische Streiks zwischen Radikalität und Prüderie
Katja sieht den dekonstruktivistischen Ansatz der Serie in Carries Frage belegt: „Sind Männer und Frauen also doch nicht von einem anderen Planten, wie man uns immer glauben lassen will? Die Kategorie Geschlecht als bürgerliches Konstrukt enttarnt – nicht zuletzt deshalb, weil Carrie dabei eine Männerunterhose trägt.
Kolja hält dagegen: „Immer starten sie verbalradikal, um aber dann in Form und Ergebnis nicht weiter zu irritieren. Das, was da gezeigt wird, ist gar nicht so subversiv. Im Grunde bleibt alles prüde.“ Die Emanzipation von Carrie, Samantha, Miranda und Charlotte – als Tiger gestartet, als Bettvorleger gelandet? Doch Kolja geht noch weiter: „Es gibt eine Parallelität zwischen unserer Partei und der Serie. Genauso ist es, wenn unsere Partei Mindestlöhne oder politische Streiks fordert. An sich ist das eine Selbstverständlichkeit, aber es wirkt sehr radikal“. Von der Verbal-Radikalität abgesehen sei die Handlung im Grunde ziemlich langweilig.
Ich finde es unerträglich, wie man(n) so über meine Lieblingsserie spricht und springe Katja bei: „Es ist schon progressiv, dass Frauen in dieser Serie die Definitionshoheit über Sex erobern.“ Doch Jörg hält dagegen: „Im Film wird doch an sich nichts Revolutionäres gesagt, sondern nur der Mainstream auf den Punkt gebracht.“ An der Serie scheinen sich die Geister linker Männer und Frauen zu scheiden. Ob es so falsch ist, wenn Carrie das Fazit zieht: Männer und Frauen haben doch nicht die gleiche Postleitzahl? Ich komme nicht umhin mich zu fragen, ob die Jungs vielleicht nur eine Ausrede zu suchen, um doch lieber zur Sportschau zu wechseln. Haben linke Männer verlernt, zu sagen, was sie wollen?

Luxus für alle und Open Source bei Handtaschen
Wie gut, dass Lena vor der Eskalation eine neue Frage aufwirft – anknüpfend daran, dass die Frauen der Kultserie zwar beim Essen und Daten, nur selten jedoch beim Arbeiten dargestellt werden. Lena: „Sind die Frauen einfach stinkend reich ohne zu arbeiten – oder sind sie doch progressiv, weil kein Normalarbeitsverhältnis suggeriert wird?“ Diese Diskussion entfacht sich an einer Szene, in der Samantha eine 3000$-Handtasche mit den folgenden Worten kommentiert: „Wenn ich mit diesem Modell durch die Stadt flaniere, weiß ich, ich habe es geschafft.“
Bei der Redaktion des Prager Frühlings überwiegt zunächst die Einschätzung von yuppihaftem Tussitum: „Ein Ferrari für Frauen“ (Katja) oder „Status- und Phallussymbol“ (Norbert). Doch Jörg reißt die Einschätzung noch einmal herum: Immerhin sei es ein Ausdruck südländischer Lebensverhältnisse, ein „Einbrechen in die männliche Welt des Geldes“. Oder geht es nur darum, wie Katja meint, „mit anderen Frauen über die Taschen zu reden“? Schließlich einigt man sich darauf, dass die Forderung „Luxus für alle“ den Anspruch auf soziale Gerechtigkeit und Ästhetik gut miteinander verbinden kann. Doch Umverteilen alleine wird nicht jedem und jeder zu einer Hermes-Handtasche verhelfen. Produktpiraterie erscheint vor diesem Hintergrund überaus fortschrittlich. Im Grunde geht es um eine Art Open Source bei Handtaschen.

Brauchen Frauen im Kapitalismus Eier?
Wieder einmal ist es Lena, die den Fokus auf soziale Fragen lenkt. Sie glaubt ein gewisses fortschrittliches Potential in der Serie zu entdecken, da sie neben urbanem Hedonismus auch Fragen der Diskriminierung von Frauen in der Arbeitswelt aufwirft. Lena: „Die Serie thematisiert die gemeine Abkanzelung von Frauen im mittleren Alter durch ihren Chef.“ Und es entspannt sich eine Diskussion darüber, ob es erstrebenswert ist, sich im Kapitalismus durchzuboxen oder eine Nische zu finden. Lena: „Die Frage ist, versucht man als Frau möglichst erfolgreich zu sein oder entzieht man sich?“ Daraufhin Jörg: „Samantha zeigt doch deutlich, nur durch männliche Verhaltensweisen kann sie sich durchsetzten“ Und Norbert bringt es auf den Punkt: „Ja, indem sie Eier hat!“

Muss man zum Arzt gehen, wenn man die Grenzen des Systems überwinden will?
Carrie trägt sich derweil mit Heiratsplänen. Doch ihr Körper reagiert allergisch: Bei der Anprobe eines Hochzeitskleides bekommt sie Atemnot und Hautausschlag. Am Ende landet sie nicht im Ehehafen. Sie fragt sich: „Es gibt immer bestimmte Lebensziele, von denen jeder erwartet, dass man sie erreicht: Ehe, Baby und ein eigenes Heim. Und wenn sich dabei dein Gesicht nicht mit einem Lächeln, sondern dein Körper mit Ausschlag überzieht, stimmt dann etwas mit dem System nicht oder liegt es an Dir? Und wollen wir die Dinge wirklich oder sind wir nur so programmiert?“
Hier sind wir uns mal alle einig: Klar, es liegt am System! Lena jubiliert „So macht Systemüberwindung Freude. Das traditionelle Familienbild in Frage stellen.“ „Wobei jetzt jemand, der die Systemfrage stellt, nicht unbedingt zum Hautarzt muss.“ Dieser Einwurf von Kolja löst eine heftige Debatte aus.
Norbert: „Aber willst du mit dem Hautarzt warten, bis die Systemfrage geklärt ist, wenn du Hautausschlag hast?“
Jörg: „Politisch gesehen würden sich einige mit dem Hautausschlag zufrieden geben. Beim Hautarzt kannst du eh nur an Symptomen herumdoktern.“
Kolja: „Die Antikapitalistische Linke würde sagen: es hilft ohnehin nicht, wenn man zum Hautarzt geht. Wir würden vielleicht formulieren: Es müssen gewisse Mindestbedingungen erfüllt sein, ehe man zum Hautarzt geht.“
Katja: „Nein, wir würden sagen: Wenn man mehr als nur Symptombehandlung will, dann muss man nicht zum Hautarzt, sondern zur Ernährungsberatung!“

Gute Popkultur und demokratischer Experimentalismus
Und da wir nun alle nicht einfach nur entspannen können, muss die Frage, ob Sex and the City das System überwindet, am Ende doch noch geklärt werden: Wir diskutieren über vier Karikaturen weiblicher Selbstinszenierung, über Heilige und Huren und über die spielerische Brechung von Frauenbildern.
Katja: „Sex and the City trägt aus feministischer Sicht eher einen reformistischen Charakter. Es überwindet nicht das System Patriarchat, aber es verbessert die Rollenvielfalt, die Frauen zur Auswahl stehen und verbessert damit real Lebensqualität.“
Kolja: „Die Szene mit dem Brautkleid ist schon ein Zeichen dafür, dass konservative Familienpolitik in breiten Kreisen nicht mehr anschlussfähig ist – und das ist gut so! In Sex and the City wird mit Geschlechterbildern gespielt. Dass die Ehe eine komische Institution ist, haben übrigens schon Guns’N Roses auf den „Use your Illusion“ Alben angesprochen. [Wer mehr dazu wissen will, dem empfiehlt die Redaktion den Beitrag zum musikalischen Mainstream der neunziger Jahre in diesem Heft.] Und modepolitisch gesehen bietet diese Serie doch einiges.“
Norbert: „Und das Spielerische ist gerade das Attraktive an der Serie.“
Die Redaktion stellt die Systemfrage. Und ganz klar: Auch das Patriarchat ist System, nicht nur der Kapitalismus. Sehr sympathisch! Strittig ist nur die Frage, ob man „das System“ überwinden, aus ihm aussteigen, es revolutionieren kann – oder ob man es nur transformieren, unterlaufen, modifizieren und veralbern kann. Sex and the City beantwortet diese Frage eindeutig:
Jörg: „Es geht um ein Plädoyer für einen demokratischen Experimentalismus!“ Und für mich bringt Norbert die wesentliche Erkenntnis auf den Punkt: „Agitatorische Kunst hat sich überlebt. Popkultur zeigt Möglichkeiten und mehr kann Kultur auch nicht machen. Es ist einfach nur gute Popkultur!“
Ich komme nicht umhin mich zu fragen, ob nicht genau darin die Gemeinsamkeit von „Sex and the City“ und dem „prager frühling“ besteht …
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